
Rhein-Kreis Neuss 
  

 
 

Neuss/Grevenbroich, 18.11.2021   
 

An die   
Mitglieder des Planungs-, Klimaschutz und Umweltausschusses 
 
nachrichtlich: 
An die  

stv. Mitglieder des Planungs-, Klimaschutz und Umweltausschusses  
und die Kreistagsabgeordneten,  

die nicht dem Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschuss angehören 

 
An den Landrat und die Dezernenten 

 

Aktualisierte Einladung 
zur 4. Sitzung 

des Planungs-, Klimaschutz und 
Umweltausschusses 

(XVII. Wahlperiode) 

am Donnerstag, dem 18.11.2021, um 17:00 Uhr 

GV, Zentrum, Kreishaus Grevenbroich 
Kreissitzungssaal (1. Etage) 

Auf der Schanze 4, 41515 Grevenbroich 
(Tel. 02131/928-2100) 

TAGESORDNUNG:  
 

Öffentlicher Teil: 
 

 1.   Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und 
Beschlussfähigkeit 

 

   
 2.   Verpflichtung von sachkundigen Bürgerinnen und Bürgern als 

Mitglieder des Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschusses 
Vorlage: 68/0889/XVII/2021 

 

   
 3.   Bestellung eines Schriftführers sowie einer stellvertretenden 

Schriftführerin 
Vorlage: 68/0890/XVII/2021 
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 4.   Kommunalpartnerschaft mit der Gemeinde Campohermoso in 
Kolumbien 
Vorlage: 61/0898/XVII/2021 

 

   
 5.   Vortrag von Herrn Dr. Cremer (Erftverband)  "Nitrat im 

Grundwasser im Rhein-Kreis Neuss - aktuelle Situation, 
Grundwassermessnetze, Düngeverordnung, 
Binnendifferenzierung " 
Vorlage: 68/0907/XVII/2021 

 

   
 6.   Vortrag von Herrn Timmer (Landwirtschaftskammer NRW) 

"Ausbringung von Wirtschaftsdünger, insbesondere von Gülle 
- rechtliche Vorgaben für Düngung und Überwachung - Was 
ist neu? Was hat sich bewährt?" 
Vorlage: 68/0908/XVII/2021 

 

   
 7.   Sachstandsbericht zu den Aktivitäten und Maßnahmen des 

Aktionsbündnisses für Insekten im Rhein-Kreis Neuss (ABI) 
mit Vortrag von Herrn Gerd Cremer (Käfer-Allee 
Gustorf/Gindorf e.V.) über Anlage und Entwicklung eines 
Blühstreifens 
Vorlage: 68/0886/XVII/2021 

 

   
 8.   Antrag der Kreistagsfraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN vom 02.11.2021  - Sachstandsbericht Investitionen 
Klimaschutz 
Vorlage: 68/0904/XVII/2021 

 

   
 8.1.   Tischvorlage zum Antrag der Kreistagsfraktionen SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 02.11.2021 - 
Sachstandsbericht Investitionen Klimaschutz 
Vorlage: 68/0927/XVII/2021 

 

   
 9.   Vortrag zum Thema "Neustrukturierung der 

Energieverwaltung in NRW und die damit verbundenen 
Auswirkungen auf den Rhein-Kreis Neuss" 
Vorlage: 61/0897/XVII/2021 

 

   
 10.   Verkündung des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt in 

Deutschland und zur Änderung weiterer Vorschriften 
Vorlage: 68/0846/XVII/2021 

 

   
 11.   Abfallgebühren 2022 

Vorlage: 68/0819/XVII/2021 
 

   
 12.   Mitteilungen  
   
 12.1.   Sachstandsbericht zum Brand auf dem Schrottplatz an der 

Stadtgrenze Neuss/Kaarst 
Vorlage: 68/0917/XVII/2021 
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12.1.1.   

Tischvorlage zu dem Sachstandsbericht zum Brand auf dem 
Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst 
Vorlage: 68/0936/XVII/2021 

 

   
 12.2.   Sachstandsbericht zu Trinkwasserverunreinigungen nach dem 

Brand auf dem Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst 
Vorlage: 53/0903/XVII/2021 

 

   
 12.3.   Sachstandsbericht Hohe Grundwasserstände 

Vorlage: 68/0905/XVII/2021 
 

   
 12.4.   Energiebericht der kreiseigenen Gebäude 

Vorlage: VI/0896/XVII/2021 
 

   
 13.   Anfragen  
   

Nichtöffentlicher Teil: 
 

 1.   Abstimmungsvereinbarung mit den Dualen Systemen 
Vorlage: 68/0892/XVII/2021 

 

   
 

 
 
 
 
 
Hans Christian Markert 
Vorsitz 
 
Für die Vorbesprechungen stehen den Fraktionen in der Zeit von 16.00 - 17.00 Uhr folgende 
Räume im Sitzungsbereich des Kreishauses Grevenbroich zur Verfügung: 
 
CDU-Fraktion: Besprechungsraum V/VI 

 1. Etage 

  

 

SPD-Fraktion: Besprechungsraum Ideenschmiede I/II 

 Erdgeschoss 

  

 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Besprechungsraum Ideenschmiede I/II 

 Erdgeschoss 

  

FDP-Fraktion: Besprechungsraum V/VI 

 1. Etage 

 

Fraktion UWG/FW RKN/Zentrum:  Besprechungsraum III 

 Erdgeschoss 

  

 

Fraktion AfD: Besprechungsraum IIIa 

 Erdgeschoss 
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Parkplätze stehen in der Tiefgarage des Kreishauses Grevenbroich, Einfahrt "Am 
Ständehaus", zur Verfügung. 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Parken auf dem Rondell vor dem 
Haupteingang des Kreishauses Grevenbroich nicht gestattet ist!  
 
 



Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  26.10.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0889/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Verpflichtung von sachkundigen Bürgerinnen und Bürgern als Mitglieder 
des Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschusses 
 

Sachverhalt: 

Gem. § 41 Abs. 5 der Kreisordnung Nordrhein-Westfalen (KrO) i.V.m. § 8 Abs. 4 der 
Hauptsatzung des Rhein-Kreises Neuss können zu Mitgliedern der Ausschüsse neben den 
Kreistagsmitgliedern auch sachkundige Bürgerinnen und Bürger aus den kreisangehörigen 
Kommunen bestellt werden. Diese sind vom Ausschussvorsitzenden zu verpflichten. 

Folgende Verpflichtungsformel, zu der die Mitglieder des Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschusses durch Erheben von den Plätzen ihr Einverständnis bekunden, wird 
empfohlen:   

„Ich verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Können 
wahrnehmen, das Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze 
beachten und meine Pflichten zum Wohle des Rhein-Kreises Neuss erfüllen 
werde. (So wahr mir Gott helfe)“         
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  26.10.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0890/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Bestellung eines Schriftführers sowie einer stellvertretenden 
Schriftführerin 
 

Sachverhalt: 

Gemäß § 37 der Kreisordnung Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) i.V.m. § 25 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung des Kreistages des Rhein-Kreises Neuss ist über die im Kreistag gefassten 
Beschlüsse eine Niederschrift aufzunehmen, die vom Landrat und einem vom Kreistag zu 
bestellenden Schriftführer zu unterzeichnen ist. Die für den Kreistag geltenden Vorschriften 
finden nach § 41 Abs. 4 KrO NW entsprechende Anwendung auf die Ausschussmitglieder und 
das Verfahren in den Ausschüssen. Weiterhin besagt § 4 der Hauptsatzung des Rhein-Kreises 
Neuss i.V.m. § 27 Abs. 1 Buchstabe e) der Geschäftsordnung des Kreistages des Rhein-
Krieses Neuss, dass die Sitzungsniederschriften der Ausschüsse vom Ausschussvorsitzenden 
und einem vom Ausschuss zu bestellenden Schriftführer unterzeichnet werden.  
 
Der/die Schriftführer/in wie auch der/die Stellvertreter/in sollte zweckmäßigerweise 
Kreisbediensteter/-bedienstete sein und die Bestellung möglichst für einen längeren Zeitraum 
– z.B. für die Dauer einer Wahlperiode – erfolgen. 
 
Die Verwaltung schlägt Herrn Techn. Kreisbeschäftigten Karl-Heinz Olk zum Schriftführer und 
Frau Kreisamtfrau Andrea Steins zu seiner Stellvertreterin vor. Beide Vorgeschlagenen sind 
im Amt für Umweltschutz des Rhein-Kreises Neuss beschäftigt und haben sich bereits in der 
digital durchgeführten Sitzung des Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschusses am 
25.02.2021 vorgestellt.               
 

Beschlussempfehlung: 

Der Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschuss beschließt, Herrn Techn. 
Kreisbeschäftigten Karl-Heinz Olk zum Schriftführer und Frau Kreisamtfrau Andrea Steins zu 
seiner Stellvertreterin für die Dauer der Wahlperiode XVII zu bestellen.   
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.10.2021 

61 - Amt für Entwicklungs- und Landschaftsplanung, 
Bauen und Wohnen 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 61/0898/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Kommunalpartnerschaft mit der Gemeinde Campohermoso in Kolumbien 
 

Sachverhalt: 

 
Die Verwaltung wird im Rahmen der Sitzung über die aktuellen Projekte mit der Gemeinde 

Campohermoso berichten. Des Weiteren dürfen wir eine von Bürgermeister Jaime Yesid 

Rodríguez Romero angeführte dreiköpfige Delegation aus der Partnergemeinde begrüßen. Der 

Bürgermeister möchte die Gelegenheit nutzen, um ein paar Worte an den Ausschuss zu 

richten.  
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  05.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0907/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Vortrag von Herrn Dr. Cremer (Erftverband)  "Nitrat im Grundwasser im 
Rhein-Kreis Neuss - aktuelle Situation, Grundwassermessnetze, 
Düngeverordnung, Binnendifferenzierung " 
 

Sachverhalt: 

Herr Dr. Nils Cremer, Diplom-Geologe in der Abteilung Grundwasser beim Erftverband wird in 
der Sitzung einen Fachvortrag über aktuelle Nitratbelastungen im Grundwasser halten.   
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  05.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0908/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Vortrag von Herrn Timmer (Landwirtschaftskammer NRW) "Ausbringung 
von Wirtschaftsdünger, insbesondere von Gülle - rechtliche Vorgaben für 
Düngung und Überwachung - Was ist neu? Was hat sich bewährt?" 
 

Sachverhalt: 

Herr Ulrich Timmer, Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Geschäftsführer der 
Kreisstellen für den Rhein-Erft-Kreis, den Rhein-Kreis Neuss und den Rhein-Sieg-Kreis wird in 
der Sitzung einen Fachvortrag zur Ausbringung und Überwachung von Wirtschaftsdünger, 
insbesondere von Gülle, in der Landwirtschaft halten.    
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  22.10.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0886/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht zu den Aktivitäten und Maßnahmen des 
Aktionsbündnisses für Insekten im Rhein-Kreis Neuss (ABI) mit Vortrag 
von Herrn Gerd Cremer (Käfer-Allee Gustorf/Gindorf e.V.) über Anlage und 
Entwicklung eines Blühstreifens 
 

Sachverhalt: 

Der Bericht zu den bisherigen Aktivitäten des Aktionsbündnis für Insekten wurde zuletzt im 
Planungs-, Klimaschutz und Umweltausschuss am 25.02.2021 beraten. Die Aktivitäten des 
Aktionsbündnis sind in den Arbeitsberichten 2019 und 2020 zusammengestellt und wurden 
der Kreis- und Kommunalpolitik zur Verfügung gestellt.  
Bis 2020 fanden unter Federführung der Kreisverwaltung und Moderation des beauftragten 
Büros Kessler Ortstermine in allen Kommunen des Kreises statt, um lokale Projekte und 
Maßnahmen - auch vor dem Hintergrund von Best-Practice-Beispielen - zu bewerten und 
erste Leitlinien für den Insektenschutz im Kreisgebiet zu entwickeln. Im August 2020 ist die 
Kreisbauernschaft Neuss – Mönchengladbach (e.V.) und die Kreisjägerschaft Neuss (e.V.) mit 
eigenen Initiativen und Maßnahmen dem ABI beigetreten. 
Angesichts der anhaltenden und im Frühjahr 2021 auch schwerwiegenden Corona -Krise 
konnten gemeinsame Aktivitäten auch in diesem Jahr zunächst nicht durchgeführt werden. 
Die Arbeit des Aktionsbündnis hat sich jedoch zwischenzeitlich verstetigt und alle 
Bündnispartner engagieren sich mit guten Projekten für den Insektenschutz und die 
Entwicklung von Lebensräumen für Insekten. 
Im Oktober dieses Jahres wurden in einer gemeinsamen Sitzung die umfangreichen 
Aktivitäten und Maßnahmen des Kreises, der Kommunen, der Kreisbauernschaft und der 
Kreisjägerschaft in Einzelvorträgen vorgestellt und anschließend beraten. Ebenso wurde 
durch das Büro Kessler ein Statusbericht zum Insektensterben vorgestellt und diskutiert. Die 
Sitzung war Ausdruck der auch über den Jahresverlauf stattgefundenen Zusammenarbeit der 
Bündnispartner und des guten Informations- und Erfahrungsaustausches. 
Die Aufbereitung der Informationen wird in einen Arbeitsbericht 2021 zum ABI einfließen. 
Die Fertigstellung des Berichts ist zum Jahresende terminiert und wird dem Ausschuss zur 
nächsten Sitzung vorgelegt. 
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Im Rahmen der Sitzung wird Herr Gerd Cremer (Käfer-Allee Gustorf/Gindorf e.V.) einen 
Vortrag über Anlage und Entwicklung eines Blühstreifens in Grevenbroich halten. Der Verein 
wurde vom Gemeinschaftswerk Natur und Umwelt Rhein-Kreis Neuss gefördert. Das 
Gemeinschaftswerk Natur und Umwelt hat sich ebenfalls das Thema „Insektensterben“ als 
inhaltlichen Schwerpunkt gesetzt.  
 
 
 

 



Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  03.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0904/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Antrag der Kreistagsfraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
02.11.2021  - Sachstandsbericht Investitionen Klimaschutz 
 

Sachverhalt: 

Zu dem Antrag wird für die Sitzung einer Tischvorlage erstellt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Digitalisierungs-TÜV 
(   ) Digitalisierungspotential vorhanden. 
( x ) Digitalisierungspotential muss geprüft werden. 
(   ) Kein Digitalisierungspotential (derzeit) erkennbar. 

 

 
 
 
 
Anlagen: 

20211117_Antrag UmweltAS Sachstandsberichte Klimaschutz 
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Fraktionsbüro 
Platz der Republik 11 
41515 Grevenbroich 
 
Tel. +49 2181 2250 20 
Fax +49 2181 2250 40 
kreistagsfraktion@spd-kreis-neuss.de 

Fraktionsbüro 
Schulstr.1 

41460 Neuss 
 

Tel. +49 2131 1666 81 
Fax +49 2131 1666 83 

fraktion@gruene-rkn.de 
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An den Vorsitzenden des Planungs-, Klima- und  
Umweltausschuss des Rhein-Kreises Neuss 
Herrn Hans Christian Markert 
Kreisverwaltung 
 

2. November 2021 

 

Sitzung des Planungs-, Klima- und Umweltausschuss am 17. November 2021  

Antrag Sachstandsberichte Investitionen Klimaschutz 
 
 
Sehr geehrter Herr Markert,  
 
die Kreistagsfraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bitten Sie, den folgenden 

Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Planungs-, Klima- und Umweltaus-

schuss am 17. November 2021 zu setzen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Verwaltung berichtet über den aktuellen Sachstand sowie die Kostenschätzungen der für 

den Haushalt 2021 beantragten und im Finanzausschuss am 11.03.2021 beschlossenen Maß-

nahmen zum Umwelt- und Klimaschutz, insbesondere über: 

• Erstellung eines kreisweiten Klimaschutzkonzeptes sowie Klimawandelvorsorgestrate-

gie 

• Planung weiterer Photovoltaikanlagen auf kreiseigenen Dächern und den Parkflächen 

der Berufsbildungszentren Neuss und Grevenbroich 

• Energetische Sanierung kreiseigener Gebäude  sowie Umrüstung und Optimierung der 

Heizungsanlagen 

• Umrüstung der kreiseigenen Gebäude auf LED-Beleuchtung 

• Erhöhung des Wald- und Biotopanteils sowie Umstellung auf ökologischere Pflege des 

Straßenbegleitgrüns 

• Förderprogramm Klimabäume 

• Regionale Lebensmittelversorgung 

 

 

Begründung: 

 

In der Sitzung des Finanzausschusses am 11.03.2021 wurden insgesamt 1,2 Mio. Euro für die 

Umsetzung von Maßnahmen zum Umwelt- und Klimaschutz in den Haushalt 2021 eingestellt. 
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Fraktionsbüro 
Platz der Republik 11 
41515 Grevenbroich 
 
Tel. +49 2181 2250 20 
Fax +49 2181 2250 40 
kreistagsfraktion@spd-kreis-neuss.de 

Fraktionsbüro 
Schulstr.1 

41460 Neuss 
 

Tel. +49 2131 1666 81 
Fax +49 2131 1666 83 

fraktion@gruene-rkn.de 
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Nach der Genehmigung des Haushaltes können diese Projekte nun umgesetzt werden und 

eine Kostenschätzung der dafür nötigen Mittel bis zum Jahresende sollte der Verwaltung vor-

liegen, sodass der Ausschuss über den Sachstand und die Mittelverwendung informiert wer-

den kann. 

  

Mit freundlichen Grüßen 

  

     
 
        
Swenja Krüppel     Udo Bartsch 
- Fraktionsvorsitzende (GRÜNE) -   - Fraktionsvorsitzender (SPD) - 
 

 

 

  
 

Doris Hugo-Wissemann 

- Stellv. Fraktionsvorsitzende (SPD) -  

 



Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  16.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Tischvorlage 
Sitzungsvorlage-Nr. 68/0927/XVII/2021 

 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
Tagesordnungspunkt:   
 

Tischvorlage zum Antrag der Kreistagsfraktionen SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN vom 02.11.2021 - Sachstandsbericht Investitionen 
Klimaschutz 
 

Sachverhalt: 

Seitens der Verwaltung wird zu dem Antrag der Kreistagsfraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 02.11.2021 wie folgt berichtet: 

 
 
Erstellung eines kreisweiten Klimaschutzkonzeptes  
 
Der Förderantrag für die Einrichtung eines Klimaschutzmanagements zur Erstellung eines 
kreisweiten Klimawandelvorsorgekonzeptes wurde im Rahmen der Nationalen 
Klimaschutzinitiative des Bundes erfolgreich gestellt und bewilligt. 
Die Stelle des Klimaschutzmanagements wurde ausgeschrieben und wird nach aktuellem 
Stand zum Jahresbeginn 2022 besetzt. 
Dann werden auch die Arbeiten am Klimawandelvorsorgekonzept unmittelbar aufgenommen, 
mit der Vorbereitung der Ausschreibung der notwendigen Gutachterleistungen durch das neu 
geschaffene Klimaschutzmanagement begonnen und der Gesamtprozess einschließlich 
Beteiligung der Öffentlichkeit vorangetrieben. 
Im Haushalt 2021 sind insgesamt 1,4 Mio. € zur Verfügung gestellt worden, davon 1,2 Mio. € 
investiv und 200.000 € konsumtiv. Die konsumtiv zur Verfügung gestellten Mittel werden für 
die Erstellung des Klimawandelvorsorgekonzeptes benötigt und sollen nach 2022 übertragen 
werden. 
 
Planung weiterer Photovoltaikanlagen auf kreiseigenen Dächern und den 
Parkflächen der Berufsbildungszentren Neuss und Grevenbroich 
 
Überprüfung Aufstellung Solarcarports  

 
In der Sitzung des Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschusses am 25.02.2021 wurden 
Anträge gestellt, die kreiseigenen Parkplätze an den Kreisliegenschaften auf ihre 
grundsätzliche Eignung für PV-Anlagen montiert auf Carports zu überprüfen und einen 
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Vorschlag für eine erste derartige Anlage zu erarbeiten. 
Die Verwaltung sagte eine Prüfung zu, an welchen kreiseigenen Parkplätzen die Installation 
von Solarcarports grundsätzlich möglich wäre.  
Maßgeblich für die Realisierbarkeit sind baurechtliche Vorschriften, wie z.B. 
Feuerwehrzufahrten und die am Standort zur Verfügung stehende Sonneneinstrahlung. 
 
Liegenschaften 
Das Amt für Gebäudewirtschaft hat alle kreiseigenen Parkflächen individuell auf die Größe der 
Aufstellfläche und die Verschattungssituation durch Bäume oder Gebäude und den 
Stromverbrauch vor Ort untersucht.  
 
Als erstes Zwischenergebnis zeigt sich, dass es bei dem überwiegenden Teil der Parkplätze 
des Rhein-Kreises Neuss keine zusammenhängenden Flächen gibt, auf denen man einen 
größeren überdachten Stellplatz als Solarcarport aufstellen könnte.  
 
Ein Großteil der Parkplätze liegt umgeben von Bäumen. Das lässt eine Aufstellung von 
Parkplatzüberdachungen nicht zu, ohne vorher die Bäume zu beseitigen.  
 
Auch befinden sich viele Parkplätze in unmittelbarer Nähe von Feuerwehrzufahrten oder direkt 
vor Gebäuden, so dass das Aufstellen von Solarcarports aus Sicht des Brandschutzes nicht 
möglich ist.  
 
Nach erster Überprüfung der Standorte kämen von der Größe her theoretisch lediglich folgende 
Parkplätze in Betracht:   
 
Gesundheitsamt GV: Der Parkplatz wird im Zuge der Umgestaltung der Außenanlagen und 
Umstrukturierung neu geprüft.  
 
BBZ Dormagen Lehrerparkplatz: Der Parkplatz wird im Zuge der Sanierung des BBZ 
Dormagen neu geprüft. 

 
BBZ Hammfeld (BTI) – Sporthalle: Der Schotterparkplatz an der Halle wäre sowohl von 
der Größe als auch von der Sonneneinstrahlung her geeignet. Möglicherweise muss im Zuge 
einer möglichen Parkplatzüberdachung der Parkplatz neu strukturiert und gepflastert werden.  

 
Systembeispiel Solarcarport am BBZ Hammfeld 

 
Die Überdachung von vorhandenen versiegelten Parkplatzflächen stellt eine Möglichkeit dar, 
solare Energie über Module auf einer Parkplatzüberdachung zu nutzen.  
Es wurde ein Konzept für eine mögliche Überdachung von Stellplätzen mit Photovoltaik bei 
einem Hersteller in Auftrag gegeben, der spezialisiert ist auf die Beratung, die Planung, die 
Projektierung,  den Verkauf und die Errichtung von Photovoltaiksystemen, speziell 
gewerblicher Solar-Carports.  
 
Systeme:  

Die Solar-Carport Systeme gibt es bei diesem Hersteller in 3 verschiedenen Versionen. 
Eine L-Form für die Überdachung von einreihigen Stellflächen, eine T- oder Y- Form für 
die Überdachung von zweireihigen Stellflächen. Der Vorteil der Überdachung von T- 
oder Y- Form liegt darin, dass für eine größere Dachfläche weniger Fundamente erstellt 
werden müssen.  

Konstruktion:  
Die Tragkonstruktion besteht aus feuerverzinktem Stahl, die Pfeiler und Ausleger aus 
IPE 300 und IPE 500 Stahlprofilen. Der Pfeilerabstand wird zwischen 7,5 m und 10 m 
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angegeben. Die Unterkonstruktion der Dächer besteht ebenso aus Stahlprofilen, die 
mit den Pfeilern und Auslegern verbunden sind. Als Dachhaut dient ein Trapezblech, 
auf dem die PV-Module aufgebracht werden.  

Photovoltaik-Module 
Für die Photovoltaik-Module (PV-Module) gibt der Hersteller eine Produktgarantie von 
12 Jahren. Die Leistungsgarantie wird mit 25 Jahren angegeben. Neben den 
eigentlichen PV-Modulen beinhaltet das Konzept auch die für die Module notwendigen 
Optimierer und Wechselrichter sowie die Unterkonstruktion der PV-Module an die 
Dachdeckung aus Stahlblech. Ein Monitoring zur Überwachung auf Modul-Ebene wäre 
laut Hersteller ebenso möglich.  

Leistungen des Herstellers gemäß Konzept:  
Die Leistungen beziehen sich auf den Bau und die Inbetriebnahme von Solar-Carports. 
Diese beinhalten die Anlieferung des Materials, die Errichtung der Carports inkl. 
Montage und Aufbau der Module und deren Elektrifizierung lediglich bis Oberkante 
Fundament. Der Hersteller übernimmt nur für diesen Bereich eine Qualitätskontrolle bis 
hin zur Abnahme des fertigen Aufbaus.  

Bauseitige Nebenleistungen laut Herstellerangabe:  
Die Solar-Carports verfügen über eine Systemstatik, beinhalten jedoch nicht die 
notwendigen Fundamente für die Gründung der Stützen - Stahlkonstruktion. Das 
bedeutet, dass ein Bodengutachten als Grundlage für die statische Berechnung und 
auch die Statik selber inkl. notwendiger Erd- und Stahlbetonarbeiten für die Errichtung 
der Fundamente vom Auftraggeber zusätzlich beauftragt und finanziert werden muss. 
Die Kosten hierfür sind im Konzept des Herstellers deshalb nicht enthalten. Die 
mögliche Mindestgröße der Fundamente je Pfeiler wird vom Hersteller mit 5m x 2m x 
0,8m angegeben. Je nach Bodenverhältnissen und Prüfstatik kann dies noch variieren.  
Behördliche Genehmigungen, wie beispielsweise die erforderliche Baugenehmigung, 
die Erlaubnis zur Einspeisung für den produzierten Strom bei der Bundesnetzagentur 
und die Netzanmeldungen beim örtlichen Versorger sind vom Auftraggeber selber zu 
veranlassen, Kosten hierfür sind daher nicht Inhalt des vorliegenden Konzeptes. Der 
Hersteller gibt jedoch den Anteil der Kosten für Netzanschluss und Fundamente als 
„Baunebenkosten“ mit ca. 15 % der Errichtungskosten an. In der weiteren Betrachtung 
fließen diese 15 % als mögliche Baunebenkosten in die Berechnung ein.  

Optionale Ausstattung (im Konzept nicht enthalten) 
Das Integrieren von sogenannten Wallboxen in den Stützen zum Aufladen von E-
Fahrzeugen ist zusätzlich möglich. Ebenso verhält es sich hinsichtlich einer möglichen 
LED Beleuchtung, die optional an die Konstruktion angebracht werden könnte.  

 
Konzept für einen Solarcarport am BBZ Hammfeld (BTI) Sporthalle 
 
BBZ Hammfeld, Parkplatz an der Sporthalle BTI: 
Es wurde die Größe von 2 Stück doppelreihigen Stellplatzüberdachungen mit Y-Modulen mit je 
40,30 m Länge und 10 m Breite berechnet, die zur Überdachung von 64 Stellplätzen dienen. 
Insgesamt werden 12 Fundamente für diese Anordnung erforderlich.  
Kostenschätzung:  
2 x Y-Form Solarcarports, bestehend aus 2 x 5 Elementen für 64 Stellplätze (fertig bis 
Oberkante Fundament)  

286.626.- Euro netto 
Inkl. Baunebenkosten ca. 15 % lt. Hersteller:           42.994,- Euro netto   

Zwischensumme        329.620,- Euro netto 
                                  + Mehrwertsteuer 19 %      62.628,- Euro   
                                             Gesamtsumme:   392.248,- Euro brutto 
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Hinweis: Nicht betrachtet wurden die elektrischen Anschlussarbeiten an das Stromnetz, 
Versicherung der Carports, Steuerabgaben bei Netzeinspeisung, Wartungskosten, mögliche 
Kostensteigerungen beim Material, optionale Ausstattung.  
 
Die Netto-Dachfläche ergibt laut Hersteller 832 m² mit einer Belegung von 456 PV-Modulen. 
Die Anlage hätte eine Größe von ca. 171 kWp. Pro Jahr könnte diese Fläche im Durchschnitt 
ca. 149,21 MWh Strom erzeugen und damit errechnete 65.800 kg CO2 pro Jahr einsparen. 
(Hinweis: Die Erzeugung von CO2 bei der Produktion der eingesetzten Materialien wurde hier 
nicht berücksichtigt.) Die Kosten -ohne Nebenkosten- beziffert das Konzept der Solarcarports 
mit netto ca. 1.700,- €/kWp.  
Hinweis: Dagegen rechnet der Kreis für eine PV-Anlage auf den Dächern der Gebäude mit ca. 
1.300,- €/kWp. PV-Anlagen auf den Dächern der Gebäude wären damit kostengünstiger als 
die Parkplatzvariante.  
 
Zusatzarbeiten Parkplatz:  
Weitere Kosten werden für die Gründung der Solar-Carports entstehen (Leerrohre für die 
Verkabelung und Entwässerung müssen eingebracht werden, die vorhandene Parkfläche muss 
deshalb aufgegraben werden).  
Derzeit sind die Fahrflächen mit Asphalt und die Stellplätze mit Schotter belegt. Allein für die 
Pflasterung des gesamten Parkplatzes im Zuge der Errichtung der Solar Carports müssten 
zusätzliche Kosten in Höhe von 120 Euro/m² Pflasterfläche eingerechnet werden. Dies 
beinhaltet die Pflasterschicht inkl. frostfreiem Unterbau. Die zur Verfügung stehende Fläche 
des Parkplatzes bemisst sich derzeit auf 43 m x 54 m = 2.322m² mit ca. 96 Stellplätzen. 
Berechnung der Kosten für Pflasterung des Parkplatzes:  
2.322m² x 120 Euro/m² = 278.640,- Euro netto = 331.582,- Euro brutto  
 
Hinweis: Entwässerungs- und Kanalarbeiten inkl. Kosten für Ingenieurleistungen TGA und für 
Unvorhergesehenes kommen noch hinzu.  
 
Wirtschaftlichkeit 
Die für 2022 geplante PV-Anlage auf dem Dach des B-Gebäudes des BBZ Hammfeld mit 138 
kWp Leistung wird ca. 131 MWh/a Strom produzieren. Bis zu 80 % des prognostizierten 
Jahresertrages an Strom wird im Gebäude selber verbraucht, der Rest von 20 % wird direkt 
vermarktet (Pflicht zur Direktvermarktung ab 100KWp). (siehe auch „Bericht zur Überprüfung der 
Installation von Photovoltaikanlagen“ vom 24.06.2019) 

Geht man davon aus, dass der durch die Solarcarports erzeugte Strom mit den prognostizierten 
149,21 MWh/a nur zu 5 % selber genutzt werden kann (aufgrund der PV-Anlage auf Gebäude 
B und des dort selbst genutzten Stroms), müsste der Rest ins öffentliche Netz eingespeist 
werden.  
Bei der Berechnung mit einer derzeitigen Vergütung von ca. 5,36 cent/kWh und einer 
jährlichen Einspeisung von 141.749,5 kWh/a könnte mit einer jährlichen Einspeisevergütung 
von ca. 7.597,77 Euro für den erzeugten Strom gerechnet werden. Steuern und Abgaben 
mindern den Ertrag noch weiter. 
Bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung werden neben der Einsparung durch den 
Eigenverbrauch auch die Wartungs- und Versicherungskosten berücksichtigt mit einer 
jährlichen Preissteigerung von 1 %. 
Damit amortisiert sich die Anlage erst nach mehr als 50 Jahren.  
Die Lebensdauer der PV-Module wird dagegen mit ca. 25 Jahren angegeben. Möglicherweise 
sind diese in 25 Jahren nicht mehr zur Stromproduktion geeignet. Damit wäre die Anlage 
unwirtschaftlich.  
Solarcarports sind also aufwändiger zu errichten als dachmontierte Photovoltaikanlagen 
(Fundamente, Pflasterarbeiten und möglicherweise nötige Bodengutachten etc.) und 
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gleichzeitig auch teurer (Solarcarports: netto ca. 1700 €/kWp ; PV-Anlagen auf Dächern netto 
ca. 1300 €/kWp).  
  
Ergebnis 
Solarcarports sind, wie dargestellt, aufwändiger zu errichten als dachmontierte 
Photovoltaikanlagen und gleichzeitig auch teurer. 
 
Zurzeit steht dem Rhein-Kreis Neuss auch keine geeignete Fläche zur Verfügung, auf der sich 
ein Solar-Carport rechnen würde. 
Es erscheint daher sinnvoller, sämtliche Dächer des Rhein-Kreises Neuss auf eine mögliche 
Photovoltaik-Belegung zu überprüfen. 

 

Daten: Auszug aus dem „Bericht zur Überprüfung der Installation von Photovoltaikanlagen“ vom 
24.06.2019 
 

 
Berufsbildungszentrum Neuss Hammfelddamm  
 
Stromverbrauch 
Jahresverbrauch 851.000 kWh 
Grundlast 40 kW 
Maximallast 290 kW 
Stromkosten 187.500 €/ Jahr 
 
Prognostizierte Anlagendaten 
Dachfläche 1.900 m² 
PV-Leistung 138 kWp 
Jahresertrag 131.000 kWh 
CO2- Einsparung 58.995 kg/Jahr 
Eigenverbrauch 80%= 104.880 kWh 
Resteinspeisung 20%= 26.220 kWh 
Anschaffungskosten 225.000 € 
jährliche Ertragsprognose 131.100 kWh 
Stromkosteneinsparung 19.612,56  
 2018 lag der Strompreis bei 8,5% weniger als 2020; das macht einen Unterschied von  
2.468,32 € Einsparung jährlich  Amortisierung verringert sich um ein Jahr 
Einspeisevergütung ca. 1.311 € 
Betriebskosten, EEG, Versicherung 4.707 € 

Gesamtersparnis 16.217 €  mit Steigerung des Strompreises auch Steigerung der Ersparnis 
 
Die Ausführungen werden ergänzt durch folgende Anlagen: 
Wirtschaftlichkeitsberechnung Solarcarports-Parkplatz Halle BTI05.11.2021  
Sachstand PV-Anlagen; Ladeinfrastruktur -09.11.2021.65 
 
Energetische Sanierung kreiseigener Gebäude sowie Umrüstung und Optimierung 
der Heizungsanlagen 
 
Die in 2021 zur Verfügung stehenden 1,2 Mio investiver Mittel aus dem Klimabudget sind 
zum größten Teil für die energetische Sanierung der Fensteranlagen der Schule am Nordpark 
vorgesehen. Die Fachplanung zum Austausch der aus den 70-er Jahren stammenden 
Fensteranlagen liegt bereits vor. Die Ausführung ist für 2022 geplant.  
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Für die Überprüfung der Heizungs- und Warmwasseranlagen der Kreisgebäude sind ab 2022 
konsumtive Gelder des Klimabudgets vorgesehen. Da für die Mosaikschule in Grevenbroich 
Hemmerden ein Schulerweiterungsbau vorgesehen ist, soll zunächst die Prüfung der 
Heizungs- und Warmwasseranlagen des Bestandsgebäudes erfolgen. Hieraus werden die 
Möglichkeiten für die Anlagen in Hinblick auf die Energieoptimierung und ggf. Umstellung auf 
alternative Energien in einer Machbarkeitsstudie zusammen getragen.    
Das Ausschreibungsverfahren der Ingenieurleistungen befindet sich derzeit in Vorbereitung. 
Danach erfolgt die Überprüfung der anderen Gebäude sukzessiv.   
 
Umrüstung der kreiseigenen Gebäude auf LED-Beleuchtung 
 
Am 16.11.2021 finden die Bewerbungsgespräche mit den aus dem Vergabeverfahren 
hervorgegangenen Büros für die Fachplanung zum Austausch der Beleuchtung bzw. 
Umrüstung auf LED-Technik statt. Betroffen sind in Grevenbroich das alte und neue 
Kreishaus, das Hochhaus und das Haus der Gesundheit (Gesundheitsamt). Nach 
Beauftragung der Planungsleistung erfolgen Planung und Ausschreibung. 
Die geschätzten Kosten liegen bei ca. brutto 300.000 € inkl. Fachplanerleistungen. 
Fördermöglichkeiten werden geprüft. 
 
Erhöhung des Wald- und Biotopanteils sowie Umstellung auf ökologischere Pflege 
des Straßenbegleitgrüns 
 
Eine Erhöhung des Ansatzes „Ankauf oder Pacht von Flächen“ für den Bereich „Erhöhung des 
Wald- und Biotopanteils“ ist nicht erforderlich, da diese Mittel aufgrund der schwierigen Lage 
des Grundstücksmarktes nicht von der Verwaltung verwendet werden können.  
Dies zeigt auch die Inanspruchnahme der zur Verfügung gestellten Mittel der letzten Jahre, 
die leider nur teilweise verwendet werden konnten. In 2020 konnten für die 
Waldvermehrung/Biotopschutz noch 3 Grundstücke (Kosten: ca. 187.000,- Euro) erworben 
werden und in 2021 bisher lediglich nur ein Grundstück (Kosten. ca. 85.000,- Euro).  
Die Kreisverwaltung arbeitet weiterhin intensiv daran, Grundstücke für die Waldvermehrung 
zu akquirieren.  
Zur Frage nach einer ökologischeren Pflege des Straßenbegleitgrüns wird folgendes 
berichtet: 
 
Das Tiefbauamt unterhält ca. 580.000 m2 Bankett- und Wiesenflächen. Rund 495.000 m2 
davon werden intensiv gepflegt und zwei Mal im Jahr gemäht. Die übrigen Flächen werden 
nur im zweiten Mähgang gemäht und unterliegen somit einer extensiven Pflege. Aus 
Verkehrssicherungsgründen ist es nicht möglich, noch mehr Flächen extensiv zu pflegen. 
  
Im Raum Rommerskirchen wurden in Abstimmung mit Amt 68 Referenzflächen ausgewählt, 
die seit rund fünf Jahren in einem anderen Zyklus gemäht werden. Auch hier erfolgt einen 
intensive Pflege (es wird zwei Mal im Jahr gemäht), allerdings erfolgen die Mähgänge später 
im Jahr mit Mahdgutaufnahme (die übrigen Flächen werden gemulcht). An dieser Stelle 
erfolgt der Hinweis, dass die Kosten für die Unterhaltung dieser Referenzflächen im Vergleich 
zu den übrigen Flächen sechs- bis achtmal so hoch sind.    
 
Förderprogramm Klimabäume 
 
Bäume in Gärten leisten einen wichtigen Beitrag zum innerstädtischen Klima- und 
Artenschutz. Sie produzieren nicht nur wichtigen Sauerstoff und binden klimaschädliches 
CO2, sie tragen auch zur Verbesserung des Stadtklimas sowie der Lebensqualität bei und 
bieten vielen Tierarten einen Lebensraum. In den letzten Jahren sind durch enorme 
Trockenheit, Hitze und nachfolgenden Schädlingsbefall auch im Siedlungsbereich z.T. 
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erhebliche Verluste an Bäumen eingetreten. 
Wiederanpflanzung von Bäumen in Privatgärten können dazu beitragen, die eingetretenen 
Funktionsverluste - zumindest teilweise - wieder auszugleichen. Mit seiner Aktion  möchte 
der Rhein-Kreis Neuss Bürgerinnen und Bürger dabei unterstützen und stellt hierzu 
insgesamt 1.000 Bäume zur Verfügung. Im Herbst 2021 sollen zunächst 500 Bäume 
abgegeben werden. Interessenten aus dem Rhein-Kreis Neuss konnten sich mit Hilfe eines 
Online-Formulars um einen Baum  bewerben. Dabei konnte aus 9 Baumarten und 4 
Abholorten gewählt werden. 
Die Aktion startete am 02.11.2021 mit der Veröffentlichung in den sozialen Medien und auf 
der Internetseite des Rhein-Kreis Neuss. In der lokalen Presse erschien die Aktion ab dem 
04.11.2021. Bis zu diesem Zeitpunkt war bereits rund die Hälfte der 500 Bäume gebucht. Am 
08.11.2021 waren die gesamten 500 Bäume vergeben. Die Ausgabe an die Bürgerinnen und 
Bürger erfolgt ab dem 29.11. bis zum 02.12.2021. 
 
Regionale Lebensmittelversorgung 
 
Im Schul- und Bildungsausschuss vom 14.06.2021 wurde bereits berichtet, dass der Rhein-
Kreis Neuss zur Stärkung der regionalen Versorgungsstruktur, zur Versorgung kreiseigener 
Mensen und Kantinen 50.000 € in den Haushalt eingestellt hat. 
Davon dienen 20.000 € zur Erstellung einer Machbarkeitsstudie und 30.000 € für die 
Umsetzung.  
 
Danach wurde in der Sitzung des Schul- und Bildungsausschusses am 05.10.2021 folgendes 
berichtet:  
 
Machbarkeitsstudie 
 
Inzwischen hat die Verwaltung mit Vertretern der Landwirtschaftskammer, dem Landesamt 
für Nahrung und Versorgung gesprochen, den Ernährungsrat im Rhein-Kreis Neuss 
kontaktiert und ein Gespräch mit einer Agentur aus Münster geführt, die erfahren ist und ein 
entsprechendes Konzept erstellen kann. 
 
Im Rahmen der Machbarkeitsstudie soll ermittelt werden, wie eine Versorgung von Kantinen 
und Mensen der Schulen mit regionalen Produkten erfolgen, eine bessere Vermarktung der 
Direktvermarktung sichergestellt werden kann und ob eine Verkaufsstelle für regionale 
Produkte z. B. mit mittels einer Plattform im Internet sinnbringend ist.  
 
Die Landwirtschaftskammer wird ein Angebot zur Erstellung eines Konzeptes mit dem Ziel 
einer Nahrungsmittelversorgung an den Schulen des Rhein-Kreises Neuss mit regionalen, 
saisonalen und ökologische erzeugten Produkten abgeben. 
 
Die Landwirtschaftskammer erarbeitet einen Vorschlag zur Umsetzung des Gutachtens zur 
Versorgung der kreiseigenen Schulen mit regionalen, saisonalen und ökologisch erzeugten 
Produkten und ermittelt die entstehenden Kosten.  
 
Der Ernährungsrat im Rhein-Kreis Neuss und die Agentur a-verdis wurden ebenfalls um 
Entwicklung eines solchen Konzeptes gebeten. 
 
Modellhafte Umsetzung 
 
Es ist vorgesehen, dass im Rahmen der modellhaften Umsetzung am BBZ Grevenbroich die 
derzeit nicht genutzte Mensa an einen privaten Betreiber verpachtet wird.  
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Dazu sollen die hierfür notwendigen Räume wie die Küche mit eingebautem Mobiliar, 
Lagerräume und die eingerichtete Mensa genutzt werden.  
 
Das Unternehmen wird dabei von der Möglichkeit, betriebsintegrierte Arbeitsplätze zu 
schaffen Gebrauch machen und stellt eine Versorgung mit regionalen bzw. anerkannten 
ökologisch erzeugten Lebensmitteln sicher. Der Entwurf eines Pachtvertrages wird zurzeit 
geprüft. 
Mit den Umbaumaßnahmen der vorgesehenen Räumlichkeiten wurde begonnen. 
 
Slow Food 
 
Im Nachgang eines Gutachtens könnte insgesamt die Frage nach stark regional bezogenen 
Produkten erörtert werden. 
 

Ergänzend wird auf die Anlage Leistungsbeschreibung –regionale Versorgung Mensen 
verwiesen. 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 

Kopie von Wirtschaftlichkeitsberechnung Solarcarports-Parkplatz Halle BTI05.11.2021 
Leistungsbeschreibung -regionale Versorgung Mensen 
Sachstand PV-Anlagen; Ladeinfrastruktur - 09.11.2021-65_ 
 



Amortisation ohne Abschreibung

Solarcarpots BTI Parkplatz Halle Hammfeld KWh Preis €

Leistung der Anlage 149210

Anschaffungskosten: 392.248 € Eigenverbrauch (5%) 7460,5 0,2225

Verkauf 141749,5 0,0536

Jahr Fixkosten Wartung Fixkosten Versicherung Summe jährliche Kosten Einnahmen durch Stromverkauf Einsparung durch Eigenverbrauch Gesamteinnahmen Deckungsbeitrag im Jahr Amortisierung

1 1.500,00 €          440,00 €                   1.940,00 €                  7.597,77 €                             1.659,96 €                                9.257,73 €          7.317,73 €                   384.930,27 €    

2 1.515,00 €          444,40 €                   1.959,40 €                  7.598,78 €                             1.660,97 €                                9.259,75 €          7.300,35 €                   377.629,91 €    

3 1.530,15 €          448,84 €                   1.978,99 €                  7.599,79 €                             1.661,98 €                                9.261,77 €          7.282,78 €                   370.347,13 €    

4 1.545,45 €          453,33 €                   1.998,78 €                  7.600,80 €                             1.662,99 €                                9.263,79 €          7.265,01 €                   363.082,12 €    

5 1.560,91 €          457,87 €                   2.018,77 €                  7.601,81 €                             1.664,00 €                                9.265,81 €          7.247,04 €                   355.835,08 €    

6 1.576,52 €          462,44 €                   2.038,96 €                  7.602,82 €                             1.665,01 €                                9.267,83 €          7.228,87 €                   348.606,20 €    

7 1.592,28 €          467,07 €                   2.059,35 €                  7.603,83 €                             1.666,02 €                                9.269,85 €          7.210,51 €                   341.395,70 €    

8 1.608,20 €          471,74 €                   2.079,94 €                  7.604,84 €                             1.667,03 €                                9.271,87 €          7.191,93 €                   334.203,77 €    

9 1.624,29 €          476,46 €                   2.100,74 €                  7.605,85 €                             1.668,04 €                                9.273,89 €          7.173,15 €                   327.030,61 €    

10 1.640,53 €          481,22 €                   2.121,75 €                  7.606,86 €                             1.669,05 €                                9.275,91 €          7.154,17 €                   319.876,45 €    

11 1.656,93 €          486,03 €                   2.142,97 €                  7.607,87 €                             1.670,06 €                                9.277,93 €          7.134,97 €                   312.741,48 €    

12 1.673,50 €          490,89 €                   2.164,40 €                  7.608,88 €                             1.671,07 €                                9.279,95 €          7.115,56 €                   305.625,92 €    

13 1.690,24 €          495,80 €                   2.186,04 €                  7.609,89 €                             1.672,08 €                                9.281,97 €          7.095,93 €                   298.529,99 €    

14 1.707,14 €          500,76 €                   2.207,90 €                  7.610,90 €                             1.673,09 €                                9.283,99 €          7.076,09 €                   291.453,90 €    

15 1.724,21 €          505,77 €                   2.229,98 €                  7.611,91 €                             1.674,10 €                                9.286,01 €          7.056,03 €                   284.397,86 €    

16 1.741,45 €          510,83 €                   2.252,28 €                  7.612,92 €                             1.675,11 €                                9.288,03 €          7.035,75 €                   277.362,11 €    

17 1.758,87 €          515,93 €                   2.274,80 €                  7.613,93 €                             1.676,12 €                                9.290,05 €          7.015,25 €                   270.346,85 €    

18 1.776,46 €          521,09 €                   2.297,55 €                  7.614,94 €                             1.677,13 €                                9.292,07 €          6.994,52 €                   263.352,33 €    

19 1.794,22 €          526,30 €                   2.320,53 €                  7.615,95 €                             1.678,14 €                                9.294,09 €          6.973,57 €                   256.378,76 €    

20 1.812,16 €          531,57 €                   2.343,73 €                  7.616,96 €                             1.679,15 €                                9.296,11 €          6.952,38 €                   249.426,38 €    

21 1.830,29 €          536,88 €                   2.367,17 €                  7.617,97 €                             1.680,16 €                                9.298,13 €          6.930,97 €                   242.495,41 €    

22 1.848,59 €          542,25 €                   2.390,84 €                  7.618,98 €                             1.681,17 €                                9.300,15 €          6.909,31 €                   235.586,10 €    

23 1.867,07 €          547,67 €                   2.414,75 €                  7.619,99 €                             1.682,18 €                                9.302,17 €          6.887,43 €                   228.698,67 €    

24 1.885,74 €          553,15 €                   2.438,90 €                  7.621,00 €                             1.683,19 €                                9.304,19 €          6.865,30 €                   221.833,38 €    

25 1.904,60 €          558,68 €                   2.463,29 €                  7.622,01 €                             1.684,20 €                                9.306,21 €          6.842,93 €                   214.990,45 €    

26 1.923,65 €          564,27 €                   2.487,92 €                  7.623,02 €                             1.685,21 €                                9.308,23 €          6.820,32 €                   208.170,13 €    

27 1.942,88 €          569,91 €                   2.512,80 €                  7.624,03 €                             1.686,22 €                                9.310,25 €          6.797,46 €                   201.372,67 €    

28 1.962,31 €          575,61 €                   2.537,93 €                  7.625,04 €                             1.687,23 €                                9.312,27 €          6.774,35 €                   194.598,32 €    

29 1.981,94 €          581,37 €                   2.563,30 €                  7.626,05 €                             1.688,24 €                                9.314,29 €          6.750,99 €                   187.847,33 €    

30 2.001,76 €          587,18 €                   2.588,94 €                  7.627,06 €                             1.689,25 €                                9.316,31 €          6.727,38 €                   181.119,96 €    

31 2.021,77 €          593,05 €                   2.614,83 €                  7.628,07 €                             1.690,26 €                                9.318,33 €          6.703,51 €                   174.416,45 €    

32 2.041,99 €          598,98 €                   2.640,98 €                  7.629,08 €                             1.691,27 €                                9.320,35 €          6.679,38 €                   167.737,07 €    

33 2.062,41 €          604,97 €                   2.667,38 €                  7.630,09 €                             1.692,28 €                                9.322,37 €          6.654,99 €                   161.082,08 €    

34 2.083,04 €          611,02 €                   2.694,06 €                  7.631,10 €                             1.693,29 €                                9.324,39 €          6.630,34 €                   154.451,74 €    

35 2.103,87 €          617,13 €                   2.721,00 €                  7.632,11 €                             1.694,30 €                                9.326,41 €          6.605,42 €                   147.846,33 €    

36 2.124,90 €          623,31 €                   2.748,21 €                  7.633,12 €                             1.695,31 €                                9.328,43 €          6.580,23 €                   141.266,10 €    

37 2.146,15 €          629,54 €                   2.775,69 €                  7.634,13 €                             1.696,32 €                                9.330,45 €          6.554,76 €                   134.711,34 €    

38 2.167,61 €          635,83 €                   2.803,45 €                  7.635,14 €                             1.697,33 €                                9.332,47 €          6.529,03 €                   128.182,31 €    

39 2.189,29 €          642,19 €                   2.831,48 €                  7.636,15 €                             1.698,34 €                                9.334,49 €          6.503,01 €                   121.679,30 €    

40 2.211,18 €          648,61 €                   2.859,80 €                  7.637,16 €                             1.699,35 €                                9.336,51 €          6.476,72 €                   115.202,59 €    

41 2.233,30 €          655,10 €                   2.888,40 €                  7.638,17 €                             1.700,36 €                                9.338,53 €          6.450,14 €                   108.752,45 €    

42 2.255,63 €          661,65 €                   2.917,28 €                  7.639,18 €                             1.701,37 €                                9.340,55 €          6.423,27 €                   102.329,17 €    

43 2.278,18 €          668,27 €                   2.946,45 €                  7.640,19 €                             1.702,38 €                                9.342,57 €          6.396,12 €                   95.933,05 €      

44 2.300,97 €          674,95 €                   2.975,92 €                  7.641,20 €                             1.703,39 €                                9.344,59 €          6.368,68 €                   89.564,37 €      

45 2.323,98 €          681,70 €                   3.005,68 €                  7.642,21 €                             1.704,40 €                                9.346,61 €          6.340,94 €                   83.223,43 €      

46 2.347,22 €          688,52 €                   3.035,73 €                  7.643,22 €                             1.705,41 €                                9.348,63 €          6.312,90 €                   76.910,53 €      

47 2.370,69 €          695,40 €                   3.066,09 €                  7.644,23 €                             1.706,42 €                                9.350,65 €          6.284,56 €                   70.625,97 €      

48 2.394,40 €          702,36 €                   3.096,75 €                  7.645,24 €                             1.707,43 €                                9.352,67 €          6.255,92 €                   64.370,05 €      

49 2.418,34 €          709,38 €                   3.127,72 €                  7.646,25 €                             1.708,44 €                                9.354,69 €          6.226,98 €                   58.143,07 €      

50 2.442,52 €          716,47 €                   3.159,00 €                  7.647,26 €                             1.709,45 €                                9.356,71 €          6.197,72 €                   51.945,35 €      

51 2.466,95 €          723,64 €                   3.190,59 €                  7.648,27 €                             1.710,46 €                                9.358,73 €          6.168,15 €                   45.777,20 €      

52 2.491,62 €          730,87 €                   3.222,49 €                  7.649,28 €                             1.711,47 €                                9.360,75 €          6.138,26 €                   39.638,94 €      

53 2.516,53 €          738,18 €                   3.254,72 €                  7.650,29 €                             1.712,48 €                                9.362,77 €          6.108,06 €                   33.530,88 €      

54 2.541,70 €          745,56 €                   3.287,26 €                  7.651,30 €                             1.713,49 €                                9.364,79 €          6.077,53 €                   27.453,35 €      

55 2.567,12 €          753,02 €                   3.320,14 €                  7.652,31 €                             1.714,50 €                                9.366,81 €          6.046,68 €                   21.406,67 €      

56 2.592,79 €          760,55 €                   3.353,34 €                  7.653,32 €                             1.715,51 €                                9.368,83 €          6.015,50 €                   15.391,18 €      

57 2.618,71 €          768,16 €                   3.386,87 €                  7.654,33 €                             1.716,52 €                                9.370,85 €          5.983,98 €                   9.407,19 €        

58 2.644,90 €          775,84 €                   3.420,74 €                  7.655,34 €                             1.717,53 €                                9.372,87 €          5.952,13 €                   3.455,06 €        

59 2.671,35 €          783,60 €                   3.454,95 €                  7.656,35 €                             1.718,54 €                                9.374,89 €          5.919,95 €                   2.464,89 €-        

60 2.698,06 €          791,43 €                   3.489,50 €                  7.657,36 €                             1.719,55 €                                9.376,91 €          5.887,42 €                   8.352,31 €-        

61 2.725,05 €          799,35 €                   3.524,39 €                  7.658,37 €                             1.720,56 €                                9.378,93 €          5.854,54 €                   14.206,85 €-      
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Leistungsbeschreibung 

Machbarkeitsstudie „Regionale Versorgungsstrukturen stärken – kreiseigene Mensen/Kanti-

nen heimisch versorgen“ 

a) Ziel: 
Mit Antrag vom 12.02.2021 für die Sitzung des Planungs-, Klimaschutz- und Umwelt-

ausschusses sowie des Finanzschusses am 11.03.2021 beantragten die Fraktionen 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen die Erstellung einer Machbarkeitsstudie „regionale 

Versorgungsstruktur stärken – kreiseigene Mensen/Kantinen heimisch versorgen“. 

Ziel der Studie soll es sein, das Potenzial für die Einrichtungen weiterer Kanti-

nen/Mensen in kreiseigenen Einrichtungen – insbesondere in allen Berufsbildungszen-

tren und Förderschulen – zu untersuchen, Wege zu einer Versorgung mit mindestens 

50 % regionalen und mindestens 50 % anerkannten ökologisch erzeugten Lebensmit-

teln in diesen Einrichtungen aufzuzeigen und der Frage nachzugehen, ob die Ausrich-

tung auf regionale und anerkannt ökologische Produkte zwingend zu einem Preisan-

stieg des einzelnen Essens führen muss. In der Sitzung des Finanzschusses am 

11.03.2021 wurde beschlossen, 20.000 Euro der im Haushalt veranschlagten Mittel 

für die Erstellung einer solchen Studie und 30.000 Euro für die Umsetzung zur Verfü-

gung zu stellen.  

 

b) Weiteres Vorgehen: 
Im Rahmen der modelhaften Umsetzung plant der Rhein-Kreis Neuss am Berufsbil-

dungszentrum Grevenbroich die zurzeit nicht genutzte Mensa von einem privaten Be-

treiber auf eigenes Risiko führen zu lassen. Dazu sollen die hierfür notwendigen 

Räume wie die Küche mit eingebautem Mobiliar, Lagerräume und die eingerichtete 

Mensa genutzt werden. Das Unternehmen wird dabei von der Möglichkeit, betriebsin-

tegrierte Arbeitsplätze zu schaffen, Gebrauch machen und außerdem eine Versorgung 

mit regional bzw. anerkannt ökologisch erzeugten Lebensmitteln sicherstellen.  

 

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie soll ermittelt werden, wie eine Versorgung von 

Kantinen und Mensen der Schulen mit regionalen Produkten darüber hinaus erfolgen, 

eine bessere Direktvermarktung sichergestellt werden und ob eine Verkaufsstelle für 

regionale Produkte z. B. mittels einer Plattform im Internet wirtschaftlich betrieben 

werden kann.  

 

c) Derzeitige Situation: 
Die Berufsbildungszentren Dormagen, Neuss-Hammfeld und Weingartstraße verfügen 

jeweils über eine Cafeteria, die jeweils von einem Pächter betrieben wird und ledig-

lich Snacks anbietet.  

 

Die Mosaik-Schule, die Schule am Nordpark und die Joseph-Beuys-Schule stellen die 

Mittagsverpflegung der Schülerinnen und Schüler über einen Caterer sicher und füh-

ren außerdem mit den Schülerinnen und Schülern Kochunterricht mit anschließendem 

Essen durch. An der Sebastianusschule wird mit Tiefkühlkost und eingekauften Nah-

rungsmitteln das Essen für die Schülerinnen und Schüler von kreiseigenem Personal 

zubereitet, außerdem gibt es Kochunterricht mit anschließendem Essen. In der Mi-

chael-Ende-Schule gibt es ein Catering nur für den offenen Ganztag im Auftrag des 

Trägers, des evangelischen Vereins. Ein gleiches Verfahren gilt für die Herbert-Kar-

Ö  8.1Ö  8.1



renberg-Schule. An der Martinus-Schule und der Schule am Chorbusch wird Tiefkühl-

kost durch das OGS-Personal zu bereitet und für die älteren Schülerinnen und Schüler 

gibt es Kochunterricht mit anschließendem Essen. Die Produkte für den Kochunter-

richt werden von den Schulen regelmäßig in Supermärkten eingekauft.  

 

Die Schulen sind regionalen, saisonalen und ökologisch erzeugten Produkten gegen-

über grundsätzlich aufgeschlossen. Die Kaufentscheidungen richten sich letztlich nach 

Angebot und Preis. Zurzeit erheben die Caterer Preise zwischen 2,67 Euro und 2,80 

Euro pro Mittagessen. Im Rahmen des vom Evangelischen Verein als Träger der OGS 

angebotenen Mittagessens gibt es derzeit keine Vorgaben des Kreises. Die übrigen 

Schulen die vom Caterer beliefert werden, werden von folgenden Caterern beliefert:  

 

1. Schule am Nordpark:  ARS-CENANDI 

2. Joseph-Beuys-Schule: Husemeshof 

3. Mosaik-Schule:  Varius-Werkstätten. 

Der Husemeshof bietet nach eigener Auskunft täglich frische Zubereitung von eige-

nen landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Produkten anderer landwirtschaftlicher Be-

triebe aus der unmittelbaren Umgebung an.  

Die Varius-Werkstätten planen eine Umstrukturierung auf vorwiegend regionale Pro-

dukte. 

d) Projektinhalt: 
Die Landwirtschaftskammer entwickelt aufgrund der zur Verfügung gestellten Daten 

und durchzuführenden Ist-Erhebungen ein Konzept mit dem Ziel einer Nahrungsmit-

telversorgung an den Schulen des Rhein-Kreises Neuss mit regionalen, saisonalen 

und ökologisch erzeugten Produkten.  

 

e) Leistungsverzeichnis: 
 
Die Landwirtschaftskammer erstellt ein Gutachten zur Versorgung der kreiseigenen  

Schulen mit regionalen, saisonalen und ökologisch erzeugten Produkten und erarbei-

tet einen Vorschlag zur Umsetzung und ermittelt die entstehenden Kosten. 

 

f) Darstellung des methodischen Vorgehens des Gutachtens  
 

1. Definition  
1.1 Regionale Lebensmittel 

Der Begriff „Region“ ist gesetzlich nicht geschützt. Daher ist zu Beginn des 

Gutachtens darzustellen, was mit „regionalen Lebensmitteln“ gemeint ist und 

wie diese definiert werden.  

1.2 Anerkannt ökologisch erzeugte Lebensmittel 
Das Gutachten klärt was mit anerkannt ökologischen Lebensmittel gemeint ist.  

  



 

2. Bestandsaufnahme 
2.1 Analyse der bestehenden Versorgungssituation  

Das Gutachten analysiert die bestehende Versorgungssituation an den Schu-

len unter Berücksichtigung der die Schulen beliefernden Caterer, der im Koch-

unterricht verwandten Lebensmittel und der vom evangelischen Verein einge-

setzten Caterer. Die Analyse erfolgt anhand der im Schulverwaltungsamt des 

Rhein-Kreises Neuss vorliegenden Informationen und wird durch Interviews 

mit den Schulen ergänzt.  

2.2 Anteil der Regionalversorgung an der derzeitigen Schulversorgung 
Anhand der getroffenen Analyse der Versorgungssituation wird festgestellt wie 

hoch der Anteil an regionalen Produkten in der derzeitigen Schulversorgung 

ist.  

2.3 Anteil ökologischer Nahrungsmittel an der derzeitigen Schulversor-
gung 
Des Weiteren wird festgestellt wie hoch der Anteil ökologischer Nahrungsmit-

tel in der derzeitiger Schulversorgung ist. 

2.4 Anteil saisonaler Nahrungsmittel an der derzeitigen Schulversorgung 
Der Anteil der saisonalen Nahrungsmittel an der derzeitigen Schulversorgung 

wird ebenfalls festgestellt.  

 

3. Markterkundung  
3.1 Analyse der Ist-Situation für die Regionalversorgung bezogen auf 

die Kreisstellen der Landwirtschaftskammer 
Für das Land Nordrhein-Westfalen wird festgestellt, wie die derzeitige Situa-

tion der Regionalversorgung in den einzelnen Kreisstellen der Landwirtschafts-

kammer bezogen auf Schulmensen ist.  

3.2 Darstellung der Angebotsbereitschaft der Versorger 
Im Rahmen der Machbarkeitsstudie wird untersucht, inwieweit bei den poten-

ziellen Versorgern eine Bereitschaft und Kapazitäten und Ressourcen, um die 

Schulen des Rhein-Kreises Neuss entsprechend zu versorgen, vorhanden sind.  

 

4. Erarbeitung eines Vorschlags zur Versorgung der Schulen mit regionalen 
und anerkannt ökologisch erzeugten Lebensmittel 
4.1 Darstellung des Lösungsvorschlags 

Die Landwirtschaftskammer unterbreitet einen Vorschlag wie die Schulen des 

Rhein-Kreises Neuss mit regionalen Produkten versorgt werden können. Im 

Rahmen des Lösungsvorschlages wird dargelegt, in welchem Umfang eine 

Versorgung mit regionalen Produkten möglich ist und wie diese Versorgung 

sichergestellt werden kann.  

4.2 Erläuterung der Umsetzbarkeit 
Es erfolgt eine Darstellung, welche Schritte notwendig sind um den unter 4.1 

dargestellten Lösungsvorschlag umzusetzen und welche Voraussetzungen für 

die Umsetzbarkeit gegeben sind oder geschaffen werden müssen.  

4.3 Darstellung der logistischen Anforderungen 
Es wird dargelegt, wie genau die Versorgung mit regionalen und anerkannten 

ökologisch erzeugten Lebensmitteln erfolgen soll. Dies beinhaltet zum einen 

die Frage, ob die Caterer zu einer Umstellung auf regionale und anerkannte 



ökologisch erzeugte Lebensmittel bewegt werden können bzw. wie in den Fäl-

len in denen Kochunterricht mit anschießendem Essen durchgeführt wird, die 

Belieferung erfolgen kann.  

4.4 Überprüfung der Möglichkeit zur Erfüllung der Zielvorgabe 
Anhand der festgestellten Daten wird dargelegt, inwiefern eine Versorgung 

der Schulen mit regionalen anerkannt ökologischen erzeugten Lebensmitteln 

möglich ist. Dazu ist es notwendig, darzulegen welche Anbieter mit welchen 

Lebensmitteln vorhanden sind und ob die von den Schulen benötigte Menge 

von diesen gedeckt werden kann. Im Weiteren ist zu prüfen, ob die Anliefe-

rung an die Schulen oder eine Abholung beim Anbieter notwendig ist und wie 

diese sichergestellt werden kann.  

4.5 Darstellung der finanziellen Auswirkungen 
Abschließend wird seitens der Landwirtschaftskammer festgestellt, wie sich 

die Möglichkeiten der Versorgung finanziell auswirken. Dazu wird der Preis 

des einzelnen Essens und auch die Aufwendungen, die für die eingekauften 

Nahrungsmittel für den Kochunterricht entstehen, ermittelt. Des Weiteren be-

inhaltet der Lösungsvorschlag auch Aussagen dazu, ob zusätzliches Personal 

für die Durchführung notwendig ist.  

 

5. Zusammenfassung der Ergebnisse 
Alle Ergebnisse werden zu einem Gesamtvorschlag zusammengefasst der sowohl die 

Möglichkeiten darlegt als auch ihre finanziellen Auswirkungen berücksichtigt.  

 

6. Ausblick für den Aufbau einer Direktvermarktung regionaler Produkte un-
ter Berücksichtigung der Kultureinrichtungen Stiftung Schloss Dyck, Kreis-
museum Zons, Kulturzentrum Sinsteden und Stiftung Insel Hombroich und 
Tuppenhof als Verkaufsstellen 
Abschließend erfolgt eine Betrachtung darüber, inwiefern die o.g. Kultureinrichtungen 

sich eignen als Verkaufsstellen für eine Direktvermarktung zu fungieren. Hierbei ist zu 

berücksichtigen, dass entsprechende Mengen zur Direktvermarkung vorhanden sein 

müssen, die Gegebenheiten vor Ort den lebensmittelrechtlichen Vorgaben entspre-

chen und eine Bereitschaft der Einrichtung als Direktvermarktungsstelle zu agieren 

vorhanden ist.    
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Dez. VI/Amt 65      Grevenbroich, 09.11.2021 

Sachstand Photovoltaikanlagen - weitere Vorgehensweise - 
Stand 09.11.2021 

 

Michael-Ende Schule 

Die Photovoltaikanlage mit 27 kWp auf dem Flachdach der Michael-Ende Schule in Neuss ist 
fertig gestellt und am 20.01.2021 ans Netz gegangen. Bis zum 09.11.2021 (15:15 Uhr) hat die 
Anlage bereits 23,7 MWh Strom produziert. Fast 99 % des produzierten Stroms wurde selber 
im Gebäude verbraucht, entsprechend lag die Einspeisung ins öffentliche Netz bei ca. 1 %. Die 
Einsparung der Stromkosten durch die neue PV-Anlage liegt bereits netto bei ca. 4.878 €. 
Hierdurch entstand eine Einsparung der CO2- Emissionen in Höhe von sogar 9.293 kg. 

Sollte die Höhe der Stromproduktion weiterhin so bleiben wird, sich die Photovoltaikanlage, 
wie zuvor berechnet, in 11 Jahren amortisieren. 
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Gesundheitsamt Grevenbroich 

Die Installation der Photovoltaikpaneele auf dem Flachdach des Gesundheitsamtes (Haus der 
Gesundheit) in Grevenbroich ist bereits abgeschlossen. Ein Großteil der benötigten Installation 
der Verkabelung im Gebäude ist fertig gestellt. Aufgrund der vorhandenen Strukturen mit der 
Netzersatzanlage des Gesundheitsamtes und des Verwaltungshochhauses wurde eine 
zusätzliche technische Installation notwendig, die infolge der Lieferprobleme der 
elektronischen Bauteile eine zeitliche Verzögerung mit sich brachte. Zusätzlich wird vom 
Stromversorger noch ein weiterer Zähler gefordert, welcher den produzierten Strom der 
Netzersatzanlage von dem Strom der Photovoltaikanlage trennt. Voraussichtlich kann die 
Photovoltaikanlage mit 55 kWp Anfang Dezember 2021 ans Netz gehen. Die Anlage wird ca. 
52.250 kWh/a Strom produzieren und 23.000 kg CO2- Emissionen pro Jahr einsparen. 

Bedingt durch die Corona-Pandemie mit Lock down und der Auslastung der Firmen auf Grund 
der Mehrwertsteuersenkung im 2. Halbjahr 2020 musste diese PV-Anlage 3 x ausgeschrieben 
werden, bis verwertbare Angebote eingegangen sind. 
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Berufsbildungszentrum Grevenbroich 

Die Bauarbeiten zur Photovoltaikanlage mit 99 kWp auf den in 2021 neu sanierten 
Satteldächern von Gebäude 1 haben Mitte Oktober 2021 begonnen. Zunächst erfolgte die 
Befestigung von Modulhaltern und Power Optimizern. Derzeit stehen die Montage der PV-
Module und die Verkabelung von den Modulen bis zum Wechselrichter und weiter zur 
Unterverteilung im Gebäude an.  
 
Die voraussichtliche Fertigstellung ist für Anfang Dezember 2021 vorgesehen. 
Nach derzeitigen Berechnungen kann die Anlage 94.050 kWh/a Strom produzieren und bis zu 
40.000 kg CO2- Emissionen pro Jahr einsparen. 
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Berufskolleg für Informatik und Technik (BTI) Neuss Hammfeld 

Angesichts der Größe der zur Verfügung stehenden belegbaren Fläche und der geplanten PV-
Anlagengröße von ca. 138 KWp ist eine aufwändige und umfassende Ausschreibung der 
Ingenieurleistungen aufzustellen. Die Vorbereitung des Vergabeverfahrens für die 
Ingenieurleistungen läuft bereits. Die Fachplaner-Ausschreibung hierfür beginnt zeitnah. Bei 
Eingang der ersten Angebote erfolgen unter anderem die Prüfung der Referenzen und 
mögliche vorzusehende Bietergespräche. Sobald die Fachplanung beauftragt ist, erfolgt die 
eigentlich Planung der Anlage inkl. Vorbereitung der Ausschreibung der ausführenden Firmen. 
Geplant ist die Anlage für 2022 fertig zu stellen, dies ist jedoch abhängig von den 
Beauftragungen von Ingenieurleistungen und der Gewerke, sowie den Liefermöglichkeiten bei 
den Herstellern.  

Für eine Anlagengröße von ca. 138 kWp könnten 131.500 kWh/a Strom produziert werden 
und 55.200 kg CO2-Emissionen pro Jahr eingespart werden.  

 

Für alle laufenden Maßnahmen gilt zurzeit, dass große Lieferschwierigkeiten die 
Projekte zeitlich verschieben. Gerade im Bereich Elektrik bestehen große 
Lieferengpässe, die immer wieder zu Verzögerungen führen. 

 

Geplante Photovoltaikanlagen 2022 ff 

Altes Kreishaus Grevenbroich 

Das alte Kreishaus in Grevenbroich bietet eine mögliche belegbare Fläche von etwa 709 m². 
Darauf könnten etwa 99 kWp installiert werden. Eine Voraussetzung hierfür ist, dass seitens 
der Bauaufsicht der Stadt Grevenbroich bezüglich des Denkmalschutzes keine Bedenken 
bestehen. Diese Anfrage befindet sich derzeit in Prüfung (Stand 09.11.2021). 

 

Mögliche Daten der Photovoltaikanlage auf dem alten Kreishaus GV 

Erzeugungsleistung der PV-Anlage   99 kWp                                         
voraussichtliche jährliche Ertragsprognose  94.050 kWh                                         
Jahresstromverbrauch des KH + Ständehauses 90.921 kWh     
Voraussichtliche Investitionskosten   130.650 (netto)                                     
Strompreis (netto)                                           0,2205 €                                              
Prognostizierter Eigenverbrauch 70%   =65.835 kWh      -->Einsparung von 14.517 €               
Prognostizierte Einspeisung   30%   =28.215 kWh        -->Einsparung von 1.411 €                 
Einspeisevergütung                                        0,05 €/kWh =1.411 €                        
EEG-Umlage auf Eigenverbrauch        0,026 €/kWh = 1.712 € 

Hieraus würde sich ein Amortisationszeitraum von ca. 9 – 10 Jahren ergeben. 
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Neues Kreishaus Grevenbroich 

Das neue Kreishaus in Grevenbroich bietet rechnerisch eine denkbare belegbare Fläche von 
etwa 1.358 m². Darauf könnten etwa 240 kWp installiert werden. Eine Voraussetzung hierfür 
ist, dass seitens der Bauaufsicht der Stadt Grevenbroich bezüglich des Denkmal-Ensembles 
keine Bedenken bestehen. Diese Anfrage befindet sich derzeit in Prüfung (Stand 09.11.2021). 

 

Mögliche Daten der Photovoltaikanlage auf dem neuen Kreishaus GV 

Erzeugungsleistung der PV-Anlage                 240 kWp                                         
voraussichtliche jährliche Ertragsprognose       230.000 kWh                                         
Jahresstromverbrauch des neuen KH             325.142 kWh                                         
Strompreis (netto)                                     0,1919 €                                              
Prognostizierter Eigenverbrauch 75%   =172.500 kWh    -->Einsparung von 33.103 €               
Prognostizierte Einspeisung  25%   =57.500 kWh       -->Einsparung von 1.437 €     
 da Anlage >99 kWp muss Strom direkt vermarktet werden; Vergütung unbekannt 
Voraussichtliche Einspeisevergütung   0,025 €/kWh =1.438 €                        
EEG-Umlage auf Eigenverbrauch    0,026 €/kWh = 4.485 € 

Hieraus würde sich ein Amortisationszeitraum von ca. 10 – 11 Jahren ergeben. 

 

 

Sachstand Ladeinfrastruktur                               Stand 09.11.2021 

 

E-Bike Ladestationen 

Geplant sind zwei E-Bike Ladestationen mit je 4 Ladepunkten für das Kulturzentrum Sinsteden 
und das Kulturzentrum Zons. Erste Angebote wurden bereits eingeholt. 
Als nächstes müssen passende Standorte gefunden werden, was abhängig von der 
Stromversorgung aber auch der öffentlichen Erreichbarkeit ist. Sobald diese feststehen und 
die Stromzufuhr geklärt ist, können die Fahrradladestationen bestellt und montiert werden. 

 

Elektromobilität: E-Ladesäulen Grevenbroich und Neuss 

Im August 2021 sind an den Standorten Gesundheitsamt Grevenbroich (Haus der Gesundheit) 
und Berufsbildungszentrum Grevenbroich zwei öffentlich zugängliche E-Ladesäulen mit je zwei 
Ladepunkten ans Netz gegangen. 

Zwei weitere öffentlich zugänglich E-Ladesäulen werden in der 46.KW 2021 in Neuss an den 
Standorten Berufsbildungszentrum Weingartstraße und an der Sporthalle des 
Berufsbildungszentrum Hammfeld (BTI) installiert. Voraussichtlicher Baubeginn ist der 
16.11.2021. Auch dort können je Ladesäule zwei Autos gleichzeitig laden. 

Damit verfügt der Rhein-Kreis Neuss zum Ende des Jahres über 4 Ladestandorte für E-Autos 
mit je 2 Ladepunkten, die der Öffentlichkeit auf Grundstücken des Rhein-Kreises Neuss zur 
Verfügung stehen.  





Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  29.10.2021 

61 - Amt für Entwicklungs- und Landschaftsplanung, 
Bauen und Wohnen 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 61/0897/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Vortrag zum Thema "Neustrukturierung der Energieverwaltung in NRW 
und die damit verbundenen Auswirkungen auf den Rhein-Kreis Neuss" 
 

Sachverhalt: 

 
Die Verwaltung hat beim Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
des Landes NRW bezüglich eines Vortrags im Ausschuss angefragt. Die Anfrage wurde 
abschlägig beschieden. 
 
Das Ministerium hat am 23.09.2021 einen digitalen Austausch mit Kommunen und Kreisen 
zum kommunalen Klimaschutz durchgeführt. Die Präsentation zu dieser Veranstaltung ist als 
Anlage beigefügt. 
 
Der Rhein-Kreis Neuss wird vom Ministerium auch an zukünftigen Austauschformaten 
beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 

210923_Austausch kommunaler Klimaschutz 
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Gemeinsamer Austausch zum kommunalen 
Klimaschutz

Düsseldorf, 23. September 2021
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Begrüßung

Dr. Andrea Hoppe
Ständige Vertretung der Abteilungsleitung Klimaschutz



NRW.Energy4Climate – Motivation und 
Zielsetzung

3

• Neue Dynamik und ambitioniertere Klimaziele

• Dauerhaft agierende Institution zur nachhaltigen 
Stärkung des Klimaschutzes in Nordrhein-Westfalen

• Hohe Flexibilität

• Beschleunigte Umsetzung von Projekten zum 
Klimaschutz und Energiewende

• Einwerben von Fördermitteln für NRW

• Enge Zusammenarbeit mit der Landesregierung



Aufbau schreitet planmäßig voran

4

 zum Start 1.1.2022 über 40 
Mitarbeitende

 Regionalmanager*innen 
arbeiten dezentral und vernetzt 
in NRW

 Kommunaler Klimaschutz hat 
von Beginn an hohe Priorität

 Zuarbeit durch Dienstleister in 
fachlichen Themen 



Geplante Organisation der Gesellschaft

5

Wärme & 
Gebäude

Mobilität & 
Verkehr

Industrie & 
Produktion

Energie-
wirtschaft

Zentral-
aufgaben

QUERSCHNITTSTHEMEN

(z.B. Kommunaler Klimaschutz, Urbane Energielösungen, Internationales, Digitalisierung, Förderung, …)

QUERSCHNITTSTHEMEN

(z.B. Kommunaler Klimaschutz, Urbane Energielösungen, Internationales, Digitalisierung, Förderung, …)

Geschäfts-
führung

Kommunikation & ÖA

Klimaneutrale Landesverwaltung

Zentrale Kontaktstelle



Unterstützungsangebote der Landesregierung im 
Bereich des kommunalen Klimaschutzes

Tina Völker
Referatsleiterin für Klimaschutzpolitik und kommunalen Klimaschutz



Unterstützung der Kommunen durch die 
Landesregierung

• Regionalmanager*innen

• Informationsbereitstellung 

• Initialberatung

• Veranstaltungen

• Basis – Tools
– Klimaschutzplaner

– Kom.EMS

• Klimakampagne
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Unterstützung der Kommunen durch die 
Landesregierung
• Förderung

– Unterstützung bei der Finanzierung klimafreundlicher Wohn- und 
Gewerbequartiere // Sanierung über den EFRE

– Unterstützung bei der Umsetzung von Maßnahmen der energetischen 
Gebäudesanierung über das Netzwerk ALTBAUNEU

– Unterstützung bei der Umstellung auf klimafreundliche Mobilität 
(progres.NRW Elektromobilität)

– Unterstützung des PV-Ausbaus auf kommunalen Liegenschaften 
(progres.NRW Klimaschutztechnik)

• Weitere Partner/innen
– PlattformKlima // KommunalAgentur.NRW

– BEW – Bildungszentrum für die Ver- und Entsorgungswirtschaft

– LANUV
8



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  27.09.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0846/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Verkündung des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland 
und zur Änderung weiterer Vorschriften 
 

Sachverhalt: 

Das Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer 
Vorschriften wurde am 30.08.2021 im Bundesgesetzblatt verkündet (BGBl. I S. 3908). Es 
umfasst in Art. 1 die Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes in Art. 2 die Änderung des 
Ausgleichleistungsgesetzes und in Art. 3 die Änderung des Pflanzenschutzgesetzes. Die 
Reglungen treten im Wesentlichen am 01.03.2022 in Kraft. Die Änderungen des 
Ausgleichsleistungsgesetzes und des Pflanzenschutzgesetzes sind am 01.09.2021 in Kraft 
getreten. 
 
Das Gesetz umfasst zusammengefasst folgende Änderungen bestehender Vorschriften: 
 
1. Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
 

 In den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wird die Bedeutung von 
Freiräumen im besiedelten Bereich herausgestellt (§ 1 Abs. 3 Nr. 3). 

 Der Schutz der wild lebenden Tiere und ihrer Funktionen wird um Stoffumwandlungs- 
und Bestäubungsleistungen erweitert (§ 1 Abs. 3 Nr. 5). 

 Die Erfordernisse zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
des Erholungswertes von Natur und Landschaft werden um den Schutz von Pflanzen- 
und Tiervorkommen und die Ausprägung von Biotopen und Gewässern erweitert (§ 1 
Abs. 4 Nr. 2 neu). In Nr. 3 (neu, frühere Nr. 2) wird auch der Schutz großflächiger 
Erholungsräume aufgenommen. 

 Die Vorrangflächen zur Freihaltung im Innenbereich vor Bebauung wird um Flächen, die 
als Grünflächen oder Freiraum zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erweitert (§ 1 Abs. 5). 

 Das Gebot der Erhaltung natürlicher oder naturnaher Strukturen im besiedelten und 
siedlungsnahen Bereich wird um Flächen für natürliche Entwicklungsprozesse, 
Naturerfahrungsräume, naturnaher Bereiche an Verkehrs- und anderen Nutzflächen 
einschließlich Wegesäume erweitert und für diese bei Mangel ein Entwicklungsgebot 
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aufgenommen (§ 1 Abs. 6). 
 Temporäre Verbesserungsmaßnahmen werden als den Zielen dienlich aufgenommen (§ 1 

Abs. 7). 
 § 2 Abs. 7 (neu) betont die Bedeutung freiwilliger Verbesserungsmaßnahmen und fordert 

deren begünstigende Berücksichtigung bei behördlichen Entscheidungen (z. B. bei 
Wiederaufnahme der Flächennutzung) auch zur Förderung der allgemeinen 
Kooperationsbereitschaft. 

 § 2 Abs. 8 (neu) ermöglicht es den Ländern, in hochwertigen Schutzgebieten 
insbesondere mit Vereinigungen der Landwirtschaft und des Naturschutzes freiwillige 
Vereinbarungen zur Biodiversitätsförderung anzubieten. 

 Die Sicherung und Förderung der Biodiversität wird als Inhalt der Landschaftsplanung 
aufgenommen (§ 9 Abs. 3). 

 Für die Landschaftsprogramme, Landschaftsrahmenpläne und Landschaftspläne wird eine 
Überprüfungs- und ggfs. Fortschreibungspflicht nach jeweils 10 Jahren festgelegt §§ 10 
Abs. 4, 11 Abs. 4). 

 Die Inhalte von Grünordnungsplänen (für den Siedlungsbereich, Siedlungsrandlagen und 
Teilräume der Kultur- und Erholungslandschaft) werden konkretisiert (§ 11 Abs. 6 neu). 

 In Naturschutzgebieten im Außenbereich werden die Neuerrichtung von Beleuchtung an 
Straßen und beleuchtete oder leuchtenden Werbeträgern verboten. 
Ausnahmemöglichkeit: Keine Beeinträchtigung des Schutzzwecks, Verkehrssicherheit 
oder öffentliche Sicherheit (§ 23 Abs. 4 neu). Weitergehende Schutzvorschriften im 
Verordnungswege oder nach Landesrecht bleiben unberührt. 

 Dies gilt auch in Nationalparken und Kern- oder Pflegezonen von Biosphärenreservaten 
(§§ 24 Abs. 3, 25 Abs. 3 neu). 

 Die gesetzlich geschützten Biotope werden um magere Flachland-Mähwiesen und Berg-
Mähwiesen i. S. d. FFH-RL erweitert Ausnahme: Funktionsgrünland auf 
Flugbetriebsflächen (§ 30 Abs. 2). 

 Die Anwendung von Biozidprodukten außerhalb geschlossener Räume in 
Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Kern- und 
Pflegezonen von Biosphärenreservaten, Naturdenkmälern und geschützten Biotopen wird 
wie folgt verboten (§ 30 a neu): 
1. Keine flächige Anwendung von Insektiziden, Akariziden und Produkten gegen andere 

Arthropoden. 
2. Kein Auftrag von Holzschutzmitteln in Form von Bioziden durch Spritzen oder 

Sprühen. 
Ausnahmemöglichkeit zu Nr. 1 bei Erfordernissen zum Schutz der Gesundheit von 
Mensch und Tier. In Schutzgebietsfestsetzungen können unter Berücksichtigung dessen 
auch für bestimmte Fallgruppen generelle Ausnahmen zugelassen werden. Unberührt 
bleiben Schutzbestimmungen für FFH- und VS-Gebiete, weitergehende landesrechtliche 
Schutzvorschriften und Maßnahmen gegen Gesundheitsschädlinge nach dem 
Infektionsschutzgesetz. 

 Der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tiere (§ 39) wird für wissenschaftliche 
oder naturkundliche Untersuchungen an Tieren oder Pflanzen sowie diesbezügliche 
Maßnahmen der Umweltbildung im erforderlichen Umfang einschränkt. 

 In § 41 a (neu) wird der Schutz von Tieren und Pflanzen vor Beeinträchtigungen durch 
Beleuchtung geregelt: 
 Grundsätzliches Gebot des Schutzes von Tieren und Pflanzen vor zu vermeidenden 

Lichtimmissionen bei neuen Außenbeleuchtungen oder wesentlichen Änderungen 
bestehender Anlagen. Die Bestimmung nimmt Bezug auf eine noch zu erlassende 
Verordnung des Bundesumweltministeriums (s. u.). 

 Nachrüstpflicht für bestehende Beleuchtungen an öffentlichen Straßen und Wegen 
nach Maßgabe der vorstehend angesprochenen Verordnung. 

 Entscheidung über Anordnungen bei Bau oder Änderung solcher Anlagen im 
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Benehmen mit der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde. 
 Anzeigepflicht für im Übrigen nicht genehmigungs- oder anzeigepflichtige solche 

Beleuchtungen an die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde, 
wenn schädliche Lichtimmissionen nach der vorgenannten Verordnung entstehen 
können. Möglichkeit behördlicher Anordnungen für konstruktive oder technische 
Schutzmaßnahmen innerhalb von 4 Wochen. Vorläufige Einstellungsmöglichkeit bei 
fehlender Anzeige. 

 § 54 regelt in Abs. 4 d (neu) die Verordnungsermächtigung für das 
Bundesumweltministerium für 
 die Festlegung von Grenzwerten für Lichtimmissionen i. S. d. § 41 a, 
 die zu erfüllenden technischen und konstruktiven Anforderungen, 
 die nähere Bestimmung von Schutzmaßnahmen, 
 Vorgaben zur Nachrüstpflicht und  
 den Umfang der Anzeigepflichten. 

 In § 54 Abs. 6 a (neu) ergeht eine Verordnungsermächtigung an das 
Bundesumweltministerium zur Regelung von Insektenfallen außerhalb geschlossener 
Räume. Die Verordnung kann allgemeine und Einzelfallausnahmen vorsehen und 
Hinweispflichten für den Verkauf begründen. 

 § 54 Abs. 6 b (neu) ermächtigt das Bundesumweltministerium, im Verordnungswege 
Regelungen über sog. Himmelsstrahler unter freiem Himmel und 
Projektionsscheinwerfern. Die Verordnung kann allgemeine und Einzelfallausnahmen 
vorsehen. 

 Änderungen in Abs. 9 sind redaktionelle Anpassungen. 
 Abs. 10 a (neu) enthält eine Verordnungsermächtigung für das 

Bundesumweltministerium für folgende Regelungen: 
 Artenschutzrechtliche Unberührtheit oder Legalausnahme bei Wieder-

Inanspruchnahme von Sukzessionsflächen oder angelegten Biotopflächen auf 
zugelassenen Betriebsflächen (>1 Jahr bis i. d. R. 10 / 15 Jahre) bei 
Gewinnungsbetrieben mineralischer Rohstoffe (z. B. Kies, Sand, Steine) einschließlich 
Verfahren. 

 Abs. 10 b (neu) enthält eine Verordnungsermächtigung für das 
Bundesumweltministerium für folgende Regelungen: 
 Artenschutzrechtliche Unberührtheit oder Legalausnahme bei Wieder-

Inanspruchnahme von Sukzessionsflächen oder angelegten Biotopflächen (>1 Jahr 
bis i. d. R. 10 / 15 Jahre) bei zugelassener gewerblicher, verkehrlicher oder baulicher 
Nutzung einschließlich Verfahren. 

 In § 69 werden die Vorschriften über Ordnungswidrigkeiten entsprechend den neuen 
gesetzlichen Verboten bzw. den sich aus der Inanspruchnahme der 
Verordnungsermächtigungen ergebenden Regelungen angepasst. 

 
2. Änderung des Ausgleichsleistungsgesetzes 
 
Das Gesetz über staatliche Ausgleichsleistungen für Enteignungen auf besatzungsrechtlicher 
oder besatzungshoheitlicher Grundlage, die nicht mehr rückgängig gemacht werden können 
(Ausgleichsleistungsgesetz - AusglLeistG) sieht in § 3 Abs. 14 vor, dass im Beitrittsgebiet 
nach dem Einigungsvertrag bestimmte Flächen an die Bundesumweltstiftung, Vereinigungen 
oder Träger von Naturschutzgroßprojekten übertragen werden können. Der Höchstwert 
naturschutzbedeutsamer Flächen wurde von 65.000 ha auf 73.000 ha erhöht. 
 
3. Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
 
Die Änderung des Pflanzenschutzgesetzes umfasst die Öffnung für länderspezifische 
Abweichungsregelungen und Ausgleichszahlungen bei wesentlichen Erschwernissen in der 
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land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung. 
 
Der Gesetzestext des Änderungsgesetzes ist beigefügt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 

Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt pp 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  16.09.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0819/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Abfallgebühren 2022 
 

Sachverhalt: 

 

Vorbemerkungen 

Der Kreis ist gemeinsam mit den kreisangehörigen Kommunen öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger und als solcher verantwortlich für die Entsorgung von Abfällen aus 
privaten Haushalten. Die kreisangehörigen Kommunen sind verantwortlich für die 
Einsammlung der Abfälle und deren Transport zu den Entsorgungsanlagen des Kreises. Der 
Kreis ist verantwortlich für die weitere Entsorgung der Abfälle. Der Kreis und seine 
Kommunen sind gebunden an die Abfallhierarchie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes: 
Vermeidung – Wiederverwendung – Recycling – Thermische Verwertung – Beseitigung. 

Der Kreis ist weiterhin zuständig für Abfälle zur Beseitigung aus sonstigen Bereichen – 
konkret: für die Deponierung von gewerblichen Abfällen. 

Der Kreis erfüllt seine abfallwirtschaftlichen Aufgaben im sogenannten Regiebetrieb durch 
sein Amt für Umweltschutz. Der Kreis ist Eigentümer der Wertstoffsortier- und 
Abfallbehandlungsanlage – „WSAA“ – auf der Deponie Neuss-Grefrath und der 
Kompostanlage Korschenbroich. Der Kreis ist Inhaber des Planfeststellungsbeschlusses für 
die Deponie Neuss-Grefrath, er wird zum 01.01.2022 auch Eigentümer der 
Deponiegrundstücke werden. Weiterhin ist der Kreis Eigentümer geschlossenen Deponien 
Grevenbroich-Frimmersdorf und Dormagen-Gohr sowie Pächter der Kleinanlieferstelle 
Grevenbroich-Neuenhausen.  

Alle operativen Leistungen werden weisungsgebunden durch beauftragte Dritte aus der 
Entsorgungswirtschaft erbracht. Die jeweiligen Drittbeauftragten werden durch 
Ausschreibung ermittelt. Für 2022 liegen folgende Auftragsverhältnisse und Vertragspartner 
vor: 

1. Betriebsführung WSAA: 

EGN - Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH, Viersen 

2. Betriebsführung Kompostierungsanlage: 

- befindet sich in der erneuten Ausschreibung 
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3. Betrieb der Kleinanlieferstelle Grevenbroich-Neuenhausen: 

EGN - Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH, Viersen 

4. Entsorgung behandelter Restabfälle aus der WSAA zur Müllverbrennung: 

EGN - Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH, Viersen (zur 

Müllverbrennungsanlage Krefeld und zum Ersatzbrennstoffkraftwerk Hürth-Knapsack) 

AVG Abfallentsorgungs- und Verwertungsgesellschaft Köln mbH, Köln (zur 

Müllverbrennungsanlage Köln) 

5. Entsorgung des Sperrmülls zur nachfolgenden Sortierung: 

- befindet sich in der erneuten Ausschreibung 

6. Entsorgung der in der WSAA und in der Kompostierungsanlage aussortierten Metalle: 

Schönmackers Umweltdienste GmbH & Co. KG, Kempen 

7. Recycling von Altpapier: 

Remondis Trade and Sales GmbH, Lünen 

8. Betrieb eines Schadstoffmobils für Schadstoffe aus privaten Haushalten: 

EGN - Entsorgungsgesellschaft Niederrhein mbH, Viersen 

9. Betrieb eines Gewerbe-Schadstoffmobils: 

- befindet sich in der erneuten Ausschreibung 

 

Kostenträgerrechnung 

Die Gebührenkalkulation wie auch die spätere Betriebsabrechnung erfolgen als gesonderte 
Kostenträgerrechnung nach den Regelungen des Kommunalabgabenrechts. Dazu ist für die 
kostenrechnende Einrichtung „Abfallwirtschaft“ eine gesonderte Kosten-, Leistungsrechnung 
dem haushaltsrechtlichen Finanzmanagement vorgeschaltet. Kostenträger sind die einzelnen 
Gebühren, die der Kreis erhebt. Die Kosten werden direkt oder mit verschiedenen 
Verrechnungsschlüsseln auf die einzelnen Gebühren verteilt. Die Kosten-, Leistungsrechnung 
ist in der Anlage 1 dargestellt. Die genauere Aufteilung der in der in der Kosten-, 
Leistungsrechnung dargestellten Kostenartengruppen zeigt die Anlage 2. 

 

Zu den einzelnen Kostenartengruppen wird folgendes erläutert: 

Personalkosten: 

Im Abfallgebührenhaushalt werden die unmittelbar in der Abteilung „Abfallwirtschaft“ des 
Umweltamtes eingesetzten Mitarbeiter berücksichtigt sowie die Stellenanteile in der 
Verwaltungshierarchie. 

Kalkulatorische Kosten 

Zu den kalkulatorischen Kosten zählen die kalkulatorischen Abschreibungen und die 
kalkulatorischen Zinsen der Entsorgungsanlagen des Kreises. 

Kosten eigene Entsorgungsanlagen 

Die Betriebsführung der WSAA, der Kompostierungsanlage und der Kleinanlieferstelle 
Neuenhausen hat der Kreis an die Gewinner der Betriebsführungsausschreibungen nach den 
folgenden Grundsätzen übertragen: 

 Die Betriebsführer stellen das Personal vor Ort (insgesamt: 43,5 Stellen) und die 

mobilen Geräte (Radlader, Bagger etc., insgesamt 11 Geräte). 

 Die Betriebsführer beschaffen Verbrauchsmaterialien bei kleineren Beträgen (z.B. 

Büromaterial) im eigenen Namen und auf eigene Rechnung. 

 Die Betriebsführer beschaffen Verbrauchsmaterialien, Ersatzteile, Ersatzinvestitionen  

bei größeren Beträgen (Strom, Diesel, etc.) unter Beachtung des öffentlichen 
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Vergaberechts und Freigabe durch den Kreis im Namen und auf Rechnung des 

Kreises. 

 Die Betriebsführer unterstützen den Kreis bei seinen Betreiberpflichten, etwa beim 

Abschluss von Versicherungen oder bei der Zusammenarbeit mit den 

Genehmigungsbehörden. 

 Die Betriebsführer unterstützen den Kreis bei strategischen Entscheidungen zum 

Umbau der Entsorgungsanlagen. 

 Im Fall der Kompostierungsanlage zählt auch der Absatz des erzeugten Kompostes zu 

den Betriebsführungsleistungen. 

Fremdentsorgung 

Zur Fremdentsorgung zählen die Entsorgung der nach der Behandlung in der WSAA und der 
Kompostanlage verbleibenden Abfälle sowie die Entsorgung der Abfälle, für die der Kreis 
keine eigenen Einrichtungen besitzt (Schadstoffmobil, Altpapierrecycling etc.). Die größte 
Position ist die Entsorgung der in der WSAA behandelten Restabfälle zu verschiedenen 
Müllverbrennungsanlagen.  

Sonstige Kosten 

Zu den sonstigen Kosten zählen insbesondere die an die Städte und Gemeinden 
auszuzahlenden Vergütungen für Altpapier. Dabei werden in der Kalkulation für 2022 wegen 
der erheblich gestiegenen Altpapierpreise deutlich höhere Vergütungen als für 2021 
angesetzt. 

Leistungen (Einnahmen) 

Bei den Einnahmen wurden in der Kalkulation für 2022 die Erlöse für werthaltige Abfälle 
(Altpapier, Metallschrott) berücksichtigt.  

Ergebnisse der Vorjahre 

Sofern sich bei der nachträglichen Betriebsabrechnung Überschüsse ergeben, müssen diese 
nach den kommunalabgabenrechtlichen Vorgaben innerhalb von 4 Jahren zurückgeführt 
werden. Defizite aus Vorjahren können aus dem Abfallgebührenhaushalt ausgeglichen 
werden, können aber auch vom sonstigen Kreishaushalt (über die Kreisumlage) gedeckt 
werden. Bei der Gebührenkalkulation des Kreises werden Defizite aus Vorjahren 
üblicherweise nicht über die Kreisumlage, sondern über den Abfallgebührenhaushalt 
getragen.  

An auszugleichenden Vorjahresergebnissen liegen vor: Ein Defizit aus 2019 in Höhe von 
1.441.741,61 und ein Defizit aus 2020 in Höhe von 1.955.674,85 EUR. Von diesen beiden 
Defiziten soll im Jahr 2022 jeweils ein Drittel zurückgeführt werden, das ergibt für die 
Gebührenkalkulation 2022 zusätzliche Kosten in Höhe von 1.132.472,15 EUR. 

 

Gebühren für die Abfallanlieferungen der kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden 

Die auf der Einnahmenseite erforderlichen Gebühreneinnahmen sind das Ziel und das 
Ergebnis der Kosten-, Leistungsrechnung. Die Gebühreneinnahmen werden so bestimmt, 
dass mit ihrer Hilfe Kosten und Leistungen ausgeglichen werden. 

Die Gebührenkalkulation für die kreisangehörigen Städte und Gemeinden zeigt die Anlage 
3. 

Die Gebührenkalkulation übernimmt zunächst die in der Kosten- und Leistungsrechnung 
ermittelten erforderlichen einzelnen Gebühreneinnahmen (in Euro/Jahr). Mit Hilfe der 
gewählten Gebührenmaßstäbe (Euro/Tonne, Euro/Einwohner, Euro/Anlieferung) und der 
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prognostizierten Tonnen, Einwohnern oder Anlieferungen ergeben sich die kostendeckenden 
Gebührensätze für 2022. 

Die Vergütung für Altpapier erfolgt monatlich variabel in Abhängigkeit vom Altpapierindex 
des Statistischen Bundesamtes, weil auch die Altpapiererlöse des Kreises an diesen Index 
gebunden sind. Der Altpapierindex ist sehr volatil. Während für die Gebührenkalkulation 
2021 eine Vergütung von 4,54 EUR/Mg angenommen wurde, wird für 2022 mit einer 
Vergütung an die Kommunen des Kreises in Höhe von 129,10 EUR/Mg gerechnet. 

Nach den Anforderungen des Landesabfallgesetzes NRW müssen die Abfallgebühren zwar 
insgesamt kostendeckend erhoben werden. Das gilt aber nicht für die Einzelgebühren. Die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sollen vielmehr z.B. das Recycling fördern und dazu 
die Gebühren für getrennt erfasste recyclingfähige Abfälle senken und im Gegenzug die 
Gebühren für gemischte Restabfälle anheben.  

Die Verwaltung schlägt die im unteren Bereich der Anlage 3 dargestellten Umlagen vor. Für 
E-Schrott sollen keine Gebühren erhoben werden. Die Gebühren wären so gering, dass der 
Aufwand für eine eigene Gebührenerhebung nicht gerechtfertigt wäre. Für den Betrieb des 
Gewerbe-Schadstoffmobils sollen keine gesonderten Gebühren von den Städten und 
Gemeinden erhoben werden. Auch hier sind die Beträge zu klein und rechtfertigen nicht den 
Aufwand für eine gesonderte Abrechnung. Die Bioabfallgebühr soll wie bisher zu Lasten der 
Restabfallgebühr gesenkt werden, um das Recycling von Bioabfällen zu fördern. Die 
Bioabfallgebühr von 70,00,- EUR bleibt im Jahr 2022 unverändert. Die Gebühr für 
Kleinanlieferungen soll bei 10 Euro/Anlieferung gehalten werden, um illegalen Entsorgungen 
(wilden Kippen) entgegen zu wirken.  

 

Damit ergeben sich im Vergleich zu 2021 die folgenden Abfallgebühren für die Städte und 
Gemeinden: 

 2021 2022 

Rest- und Sperrmüll  185,28 Euro/t 210,64 Euro/t 

Bioabfall 70,00 Euro/t 70,00 Euro/t 

Altpapier (negativer Wert:  

Vergütung) 

-4,54 Euro/t  -129,10 Euro/t 

Schadstoffmobil (Haushalte) 0,60 Euro/Einwohner 0,60 Euro/Einwohner 

Kleinanlieferungen 10,00 Euro/Anlieferung 10,00 Euro/Anlieferung 

 

Zwar ist für die Rest- und Sperrmüllgebühr eine deutliche Anhebung der Gebühr erforderlich, 
dafür können auf der anderen Seite aber auch erhebliche Steigerungen der Vergütungen für 
Altpapier angenommen werden. Der Altpapierpreis, den der Kreis erzielt, ist vertraglich an 
den Altpapierindex des Statistischen Bundesamtes gebunden und dieser zeigt für das Jahr 
2021 bisher durchgehend hohe Werte, im September 2021 sogar einen bisher noch nie 
erreichten Höchststand.  

Insgesamt heben sich der Anstieg der Restabfallgebühr und die höheren 
Altpapiererlöse in etwa auf, so dass für die Kommunen, die ihr Altpapier dem 
Kreis überlassen, das Saldo aus Gebühren und Vergütungen des Kreises etwa 
gleich bleibt, für verschiedene Kommunen sogar leicht sinkt.  

Daraus lässt sich jedoch kein Rückschluss ziehen auf die Gebühren, die die Kommunen von 
ihren Bürgerinnen und Bürgern erheben, denn die Gebühren und Vergütungen des Kreises 
mach nur einen Teil der ansatzfähigen Kosten der Kommunen aus. Hinzu kommen noch die 
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eigenen Kosten der Kommunen für die Einsammlung und den Transport von Abfällen sowie 
die anderen ansatzfähigen Kosten („wilde Ablagerungen, Abfallberatung etc.).  

Die Kostensteigerungen wirken allein auf die Restabfallgebühr, da die anderen Gebühren 
durch die Anpassung der Umlagen gleich gehalten werden. Für die Kostensteigerungen sind 
folgende Gründe ursächlich (die mit der größeren Wirkung zuerst): 

 Während zur Vorjahreskalkulation noch im Saldo ein positives Ergebnis in Höhe von 
913.212,57 EUR zurückgeführt wurde, werden 2022 Defizite von 1.132.472 EUR 
ausgeglichen. 

 In der Sortieranlage ist eine kostenintensive Instandsetzung erforderlich. Die 
Verteilrohre der Löschanlage müssen erneuert werden. Ansonsten erlischt der 
Versicherungsschutz und es steigen die Risiken für die Beschäftigten und die 
Umgebung im Brandfall. Während der Instandsetzung wird mit einem 
Anlagenstillstand von mind. 3 Monaten gerechnet. 

 Für die Leistungen, die sich derzeit im Ausschreibungsverfahren befinden, werden 
Preiserhöhungen von 2-5% angenommen. Anmerkung: Diese können auch, etwa 
wegen der Überlastung des Marktes für die Sperrmüllentsorgung nach der 
Flutkatastrophe, deutlich höher ausfallen. 

 

Änderung der Abrechnung (Vergütung) für PPK – Papier, Pappe, Kartonagen 

Von seinen PPK-Erlösen behält der Kreis nur den Anteil ein, den er zur Deckung seiner 
eigenen Kosten benötigt, alle überschüssigen Erlöse leitet er an die Kommunen weiter. 
Eigene Kosten entstehen dem Kreis für die Annahme, die Umladung und den Transport zur 
Papierfabrik. Dieser Anteil des Kreises hat sich verändert von 27,01 EUR/t zu 28,64 EUR/t. 
Der Erlös frei Papierfabrik ist zu 157,74 €/t kalkuliert und die Auszahlung an die Kommunen 
entsprechend zu 157,74 – 28,64 = 129,10 €/t (siehe Anlage 3). Die in der Gebührensatzung 
festgelegte Formel zur Bestimmung der PPK-Vergütung an die Kommunen muss 
entsprechend angepasst werden.  

 

Deponiegebühren 

Auf der Deponie Neuss-Grefrath werden inerte Abfälle aus Gewerbe und Industrie 
abgelagert. Es handelt sich dabei abfallrechtlich um nicht verwertbare Abfälle zur 
Beseitigung. Für diese Abfälle bestehen eine Überlassungspflicht der Abfallerzeuger und eine 
Entsorgungspflicht des Kreises. 

In Neuss-Grefrath wurden 2020 ca. 17.000 t Abfälle abgelagert. Vergleichbare Deponien 
lagern Mengen von ca. 100.000 t/Jahr ab. Es gibt im Rhein-Kreis Neuss keine 
Industriebetriebe, die größere Mengen an ablagerungspflichtigen Schlacken und Aschen 
erzeugen. Die bei der Verbrennung der Abfälle des Kreises anfallenden Verbrennungsaschen 
werden nicht an den Kreis zurück geliefert. Auch ist die Deponie, anders als z.B. 
privatwirtschaftliche Deponien, auf das Einzugsgebiet des Kreises beschränkt. Dadurch wird 
das Deponievolumen des Kreises geschont, bei den derzeitigen Ablagerungsmengen reicht 
die Deponie Neuss-Grefrath noch für viele Jahrzehnte. Der Kreis muss auf absehbare Zeit 
keine neue Deponie im Kreis suchen und in Betrieb nehmen. Der Nachteil: Die geringen 
Ablagerungsmengen müssen die Fixkosten der Deponie decken, die Ablagerungsgebühren 
sind dadurch relativ hoch und empfindlich gegenüber Schwankungen der Abfallmengen. 

Die Kosten-, Leistungsrechnung für die Deponiegebühren berücksichtigt 4 Kostenträger: 
Asbesthaltige Abfälle, Dämmstoffe („Glas- und Steinwolle“), Sonstige Abfälle und 
Deponieersatzbaustoffe. Zur Ablagerung dieser Stoffe fallen unterschiedliche Kosten an. 
Deshalb sollen dafür auch unterschiedliche Gebühren erhoben werden. Asbesthaltige Abfälle 
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erfordern einen höheren Materialaufwand (Deponieersatzbaustoffe), weil sie aus 
Sicherheitsgründen arbeitstäglich abgedeckt werden, Dämmstoffe verbrauchen wegen ihres 
hohen Volumens viel Deponieraum und beeinträchtigen wegen ihrer federnden 
Eigenschaften die Standfestigkeit des Deponiekörpers. 

Deponieersatzbaustoffe sind Materialien mit bestimmten Eigenschaften. Sie werden zur 
arbeitstäglichen Abdeckung, zum Bau von Deponiestraßen, Randwällen etc. benötigt. Sie 
werden auf dem „freien Markt“ beschafft. Für Deponieersatzbaustoffe können nicht die 
Preise erzielt werden, die bei einer Vollkostenrechnung für ihren Einbau benötigt werden. Im 
Zuge einer Umlage wird deshalb der Preis eingesetzt, der auf dem Markt erzielbar ist 
(Annahme: 20,00 Euro/t netto).  

Die Deponiegebühren für gewerbliche Anlieferungen können für 2022 nicht verlässlich 
kalkuliert werden. Zum einen können Gebührenreduzierungen angenommen werden, weil die 
Deponiemengen 2021 gestiegen sind und insofern auch für 2022 höhere Mengen 
angenommen werden können. Außerdem übernimmt der Kreis zum 01.01.2022 die 
Deponiegrundstücke und stellt anschließend eigene kalkulatorische Kosten (Abschreibungen 
und Zinsen) ohne Umsatzsteuer und Unternehmergewinne in die Gebührenkalkulation ein. 
Auf der anderen Seite wird gerade eine neue Selbstkostenkalkulation gutachterlich erstellt, 
die vermutlich zu Preissteigerungen führt und es ist nicht absehbar, wie sich die 
Deponiebetriebskosten ab 2022 darstellen werden. In dieser Situation wird vorgeschlagen, 
die Deponiegebühren nicht zu verändern.  

Damit ergeben sich für 2022 die gleichen Deponiegebühren wie 2021: 

 Gebühren 2021 Gebühren 2022 

Asbesthaltige Abfälle 112,59 Euro/t 112,59 Euro/t 

Dämmstoffe (Mineralfaser) 297,31 Euro/t 297,31 Euro/t 

Sonstige Deponieabfälle 49,48 Euro/t 49,48 Euro/t 

 

 

Entgelte für die Nutzung des Gewerbeschadstoffmobils 

Die aktuellen Entgelte sollen nicht geändert werden. Sollte die laufende Ausschreibung zu 
einem erheblichen Anstieg der Kosten führen, werden für die Entgelte des 
Gewerbeschadstoffmobils eine zusätzliche Erläuterung und ein zusätzlicher 
Beschlussvorschlag nachgereicht. 

 

Gewerbeabfälle 

Abgesehen von den Deponieabfällen, den gewerblichen Anteilen in den Kleinanlieferungen, 
dem Gewerbe-Schadstoffmobil und den Grünabfällen zur Kompostanlage entsorgt der Kreis 
seit 2017 keine Gewerbeabfälle mehr. Der Gesetzgeber hat entschieden, dass 
Gewerbeabfälle weit überwiegend nicht den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
überlassen werden müssen. Es ist nicht Aufgabe des Kreises, Gewerbeabfälle im Wettbewerb 
mit der privaten Entsorgungswirtschaft zu entsorgen. Die Risiken wären beträchtlich. Der 
Kreis hat deshalb den getrennten Bauteil der WSAA für die Behandlung von Gewerbeabfällen 
ab 2017 an die EGN verpachtet, damit diese dort Gewerbeabfälle im eigenen Namen, auf 
eigene Rechnung und eigenes Risiko annehmen und behandeln kann. Damit wurden die 
operativen Möglichkeiten zur Gewerbeabfallentsorgung und damit die Entsorgungssicherheit 
für Gewerbeabfälle im Kreis erhalten.  
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Beteiligung der Städte und Gemeinden 

Diese Gebührenkalkulation für 2022 wurde den Städten und Gemeinden am 07.10.2021 
vorgestellt. Die Städte und Gemeinden haben die Vorlage ausführlich diskutiert. Sie waren 
nicht in allen Detailfragen der gleichen Meinung. Auf die Frage, wie das Votum der 
Kommunen den Gremien des Kreises vorgetragen werden soll, gab es jedoch Einvernehmen 
zu dieser Vorlage. 
 
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Planungs- Klima- und Umweltausschuss empfiehlt dem Kreistag folgende 
Beschlussfassung: 

 

Fünfte Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren und Auszahlung 
von Vergütungen für die Benutzung der durch den Rhein-Kreis Neuss zur 
Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen 

Aufgrund der §§ 5 Absatz 1, 26 Absatz 1 Buchstabe h der Kreisordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (SGV. NRW. 2021), der §§ 2 Absatz 1, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SGV. NRW. 610) und des § 9 
Absatz 2 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SGV. NRW. 74) in 
Verbindung mit § 15 der Satzung über die Abfallentsorgung im Rhein-Kreises Neuss vom 
28.09.1994 in den jeweils zur Zeit geltenden Fassungen hat der Kreistag des Rhein-Kreises 
Neuss in seiner Sitzung am 15.12.2021 die folgende Änderung der „Satzung über die 
Erhebung von Gebühren und Auszahlung von Vergütungen für die Benutzung der durch den 
Rhein-Kreis Neuss zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen“ beschlossen. 

 

§ 1 

§ 2 Abs. 1 Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

1. Haus- und Sperrmüll 210,64 Euro / Mg 

 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Die Vergütung bzw. die Gebühr nach § 1 Nr. 1 wird für Altpapier, -pappen, -kartonagen 
nach folgender Berechnungsformel bestimmt: 

 

G = m * 87,60 * (z / z0) – m * 28,64 

 

Dabei bedeuten: 

G: Vergütung in Euro (bei einem negativen Wert wird eine Gebühr erhoben) 

m: angeliefertes Altpapier, -pappen, -kartonagen in Gewichtstonnen (Megagramm) 

z: Statistisches Bundesamt: Index der Großhandelsverkaufspreise für Altpapier, Gemischtes 
Altpapier, (B 12 - 1.02), Gewicht 100% für den jeweiligen Abrechnungsmonat. 

z0: Statistisches Bundesamt: Index der Großhandelsverkaufspreise für Altpapier, Gemischtes 
Altpapier, (B 12 - 1.02), Gewicht 100% für den Monat Juli 2018. 
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§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 

Anlage 1 
Anlage 2 
Anlage 3 



Rhein-Kreis Neuss, Kosten- u. Leistungsrechnung für die Abfallentsorgung  -  Gebührenkalkulation (Übersicht) 2022

Kalkulation
2022 Restmüll Sperrmüll Bioabfall E-Schrott Papier Schadstoff- Gewerbe- Kleinan- Deponie

mobil schadstoff- liefer-
mobil rungen

Personalkosten 337.039 154.681 32.451 73.864 1.576 14.797 436 48 23.646 35.541

Sachkosten 151.487 61.788 7.957 32.606 630 29.161 105 12 8.675 10.554

interne Verrechnungen 67.452 30.957 6.494 14.782 315 2.961 87 10 4.732 7.113

Kalkulatorische Kosten 1.948.319 521.024 1.781 1.307.420 4.741 65.973 24 3 31.019 16.334

Kosten eigene Entsorgungsanlagen 10.995.555 4.589.358 36.629 3.816.518 45.166 125.509 18 2 1.257.881 1.124.473

Fremdentsorgung 17.291.463 11.699.789 2.463.191 1.099.834 418.296 1.610.354

Sonstige Kosten 1.239.296 3.000 1.236.296

Defizitausgleich Vorjahre 1.132.472 616.576 111.606 247.635 -22.923 35.850 12.176 1.453 88.531 41.569

33.163.084 17.677.173 2.660.108 6.592.659 29.506 1.510.548 431.142 1.527 3.024.838 1.235.584

Abfallgebühren 31.476.518 17.585.916 2.660.108 6.591.817 29.506 431.142 1.527 2.940.919 1.235.584

Erträge aus werthaltigen Abfällen 1.686.566 91.257 842 1.510.548 83.919

andere sonstige ordentliche Erträge

Überschussausgleich Vorjahre

33.163.084 17.677.173 2.660.108 6.592.659 29.506 1.510.548 431.142 1.527 3.024.838 1.235.584

Saldo 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Kostenträger
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Anlage 2

Abfallgebührenkalkulation

Kalkulation Kalkulation

2022 2022

örE örE

Personalkosten 337.039 Betriebsführung Grundleistung 6.461.435
Betriebsführung Sonderleistungen 2.500

Unterhalt Dienstfahrzeuge 3.548 Betriebsführung Mobile Geräte 943.211
Unterhalt Betriebs- und Geschäftsausstattung 177 Betriebsführung Wachdienste 42.749
Aus- und Fortbildung 1.774 Fachwartung Instandhaltung 1.606.394
Dienstreisen 443 Entsorgungsanlage Strom 971.420
Dienst-/Schutzkleid. 266 Entsorgungsanlage Diesel 124.608
Gutachterleistungen WSAA-MBA 78.758 Entsorgungsanlagen, sonst. Verbrauchsmaterialien 22.326
Geschäftsaufwend. 24.834 Entsorgungsanlagen, Versicherung 144.021
Mitgliedsbeiträge 41.686 Entsorgungsanlagen, Steuern und Gebühren 7.000
Sonstige Rückstellungen Deponierückstellungen 357.545
Sachkosten 151.487 Entsorgungsanlagen, Sonstiges 87.292

Entsorgungsanlagen Personal 225.054
Erstattungen Druckaufträge 443 Entsorgungsanlagen Container
Bauunterhaltung, Dienstgebäude 8.869 Entsorgungsanlagen Pacht
Grundbesitzabgaben und Gebühren, Dienstgebäude 1.463 Kosten eigene Entsorgungsanlagen 10.995.555

Energie, Reinigung, Sachversicherung, Dienstgebäude 9.756
Postzustellungsurkunden 89 Entsorgungsleistungen inkl. Transport-, Logistikleistungen 17.291.463

Druck-/Kopiersystem 1.597
Porto 1.774 Vergütungen für werthaltige Abfälle an die S/G 1.236.296
Erstattungen ADV-Service 15.078 Vorlaufkostenerstattung
Verwaltungskostenerstattung -intern- 28.382 Sonstiges 3.000
interne Verrechnungen 67.452 Sonstige Kosten 1.239.296

Abschreibung Infrastrukturvermögen 395.858 Defizitausgleich Vorjahre 1.132.472

Abschreibung Anlagentechnik 899.295
Abschreibung, BGA 1.863
Abschreibung Gebäude (Dienstgebäude) 4.819 Kosten 33.163.084

Abschreibung, GWG

Zinsen Infrastrukturvermögen 362.272
Zinsen Anlagentechnik 272.399
Zinsen, BGA 355 Abfallgebühren 31.476.518
Zinsen Gebäude (Dienstgebäude) 11.460 Entgelte BgA
Kalkulatorische Kosten 1.948.319 Pachten

Nebenkosten/Mitnutzung WSAA-SBS

Überschussausgleich Vorjahre

Auflösung von sonstigen Rückstellungen
Auflösung von Deponierückstellungen
andere sonstige ordentliche Erträge
Erträge aus werthaltigen Abfällen 1.686.566

Leistungen 33.163.084

Ö  11Ö  11





Gebührenkalkulation   2022

Rest- Sperr- Bioabfall E- Papier Schad- Gewerbe- Klein Summe

müll müll Schrott stoff- schadstoff- anliefer- (ohne Deponie)

mobil mobil ungen

Kostenrechnung incl. Vorjahresergebnisse

Gebühreneinnahmen, Vergütungen (-) in € 17.585.916 2.660.108 6.591.817 29.506 -1.236.296 431.142 1.527 2.940.919 29.004.637

Gebühren-/Vergütungseinheiten 100.100 t 21.000 t 47.800 t 452.001 Einw. 9.576 t 418.517 Einw. 452.001 Einw. 113.500 Anl.

Gebühren-/Vergütungsmaßstab, -satz 175,68 €/t 126,67 €/t 137,90 €/t 0,07 €/Einw. -129,10 €/t 1,03 €/Einw. 0,00 €/Einw. 25,91 €/Anl.

Gebührenkalkulation 2021 143,28 €/t 123,90 €/t 144,19 €/t 0,07 €/Einw. -4,54 €/t 1,56 €/t 0,08 €/Einw. 25,02 €/Anl

mit Umlagen

Gebühreneinnahmen, Vergütungen (-) in € 21.085.328 4.423.495 3.346.000 0 -1.236.296 251.110 0 1.135.000 29.004.637

Gebühren-/Vergütungseinheiten 100.100 t 21.000 t 47.800 t 452.001 Einw. 9.576 t 418.517 Einw. 452.001 Einw. 113.500 Anl.

Gebühren-/Vergütungsmaßstab, -satz 210,64 €/t 210,64 €/t 70,00 €/t 0,00 €/Einw. -129,10 €/t 0,60 €/Einw. 0,00 €/Einw. 10,00 €/Anl.

Gebührenkalkulation 2021 185,28 €/t 185,28 €/t 70,00 €/t 0,00 €/Einw. -4,54 €/t 0,60 €/Einw. 0,00 €/Einw. 10,00 €/Anl
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  09.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0917/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht zum Brand auf dem Schrottplatz an der Stadtgrenze 
Neuss/Kaarst 
 

Sachverhalt: 

 
Zu dem Tagesordnungspunkt wird für die Sitzung eine Tischvorlage erstellt. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  18.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Tischvorlage 
Sitzungsvorlage-Nr. 68/0936/XVII/2021 

 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
Tagesordnungspunkt:   
 

Tischvorlage zu dem Sachstandsbericht zum Brand auf dem Schrottplatz 
an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst 
 

Sachverhalt: 

Die Verwaltung hat in der letzten Sitzung des Planungs-, Klimaschutz- und Umweltaus-

schusses am 10.06.2021 über den Sachstand im Zuge des Großbrandes am 22.04.2021 auf 

dem Gelände eines Schrottplatzes an der Stadtgrenze zwischen Neuss und Kaarst berichtet. 

Infolge des Brandes waren PKW und Autoteile verbrannt, so dass mit Brandrückständen 

verunreinigtes Löschwasser in den Boden gelangen konnte. Auch war nicht auszuschließen, 

dass Restmengen von Betriebsstoffen in den Boden eingedrungen sind. 

Bodenschutzrechtlich bestand der Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung. Zudem 

war eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit zu besorgen. Aus diesen 

Gründen forderte die untere Umweltschutzbehörde von der Erbengemeinschaft der 

Grundstücke, die vom Brand betroffen waren, ein Untersuchungskonzept für eine 

Detailuntersuchung der mutmaßlich von verunreinigtem Löschwasser betroffenen 

Umweltmedien Boden und Grundwasser.  

Anfang Juli hat die Erbengemeinschaft der unteren Umweltschutzbehörde das geforderte  

Untersuchungskonzept einer qualifizierten Ingenieurgesellschaft vorgelegt. Das Konzept 

beinhaltet die Ergebnisse einer Nutzungsrecherche, die Darstellung der zwischen 1988 und 

1998 erfolgten Bodenuntersuchungen,  einen Vorschlag für die Positionierung von 25 

rasterförmig angeordneten Rammkernsondierungen und 15 Bodenluftuntersuchungen zum 

Nachweis eventueller Lösemittel sowie eine Beschreibung des geplanten Analyseumfangs 

der zu gewinnenden Boden- und Bodenluftproben zum Zwecke einer Gefährdungsab-

schätzung. Als Grundlage für die Bewertung der Untersuchungsergebnisse wurde mit Blick 

auf die aktuelle und voraussichtlich zukünftige Grundstücksnutzung eine gewerbliche 

Nutzung vereinbart.   

Vor Beginn der Feldarbeiten erfolgte eine Begehung des Geländes mit der unteren 

Umweltschutzbehörde. Es wurden insgesamt 33 Bohrpunkte für Rammkernsondierungen 

vorrangig in Bereichen ohne Flächenbefestigung bzw. mit schadhafter Flächenbefestigung,  

im Bereich einer unterirdischen Betongrube sowie im Bereich eines Entwässerungsgerinnes 

festgelegt.    

Ö  12.1.1Ö  12.1.1
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Am 04.11.2021 wurde dem Amt für Umweltschutz das von einem qualifizierten Ingenieurbüro 

erstellte Gutachten über orientierende Boden- und Bodenluftuntersuchungen im Bereich des 

Schrottplatzes vorgelegt. Das Gutachten wurde im Auftrag der Grundstückseigentümer 

erstellt und enthält mit einer Ausnahme alle geforderten Analyseergebnisse. Lediglich für 

eine Rammkernsondierung im Bereich des Wirtschaftsweges liegen noch keine 

Untersuchungsergebnisse vor. Hier handelt es sich um eine Rammkernsondierung, die 

nachträglich am 14.10.2021 mit dem Ziel bis in drei Meter Tiefe abgeteuft wurde, eventuell 

doch über das Löschwasser in den Boden gelangte polyzyklische Kohlenwasserstoffe (PAK) 

nachzuweisen.   

 

                                                            

 

Beurteilung der Ergebnisse der Boden- und Bodenluftuntersuchungen 

Aufgrund der Untersuchungen liegen auf dem Grundstück nutzungsbedingte, kleinräumige 

Bodenverunreinigungen durch Kohlenwasserstoffe, PAK und Schwermetalle im Boden sowie 

BTEX in der Bodenluft vor.  

Die Prüfwerte nach § 8 Abs. 1 Nr.1 des BBodSchG für die direkte Aufnahme von 

Schadstoffen durch den Wirkungspfad Boden-Mensch auf Industrie und Gewerbe-

grundstücken werden in der repräsentativen LAGA-Mischprobe sowie in den anderen 

Proben aus den Rammkernsondierungen eingehalten. Zudem ist der Großteil des Geländes 

versiegelt, sodass für diese Bereiche generell der Wirkungspfad Boden-Mensch nicht zum 

Tragen käme. Für den Fall, dass auf dem untersuchten Gelände zukünftig sensiblere 

Nutzungen erfolgen, Flächenversiegelungen beseitigt oder beispielsweise Grünflächen 

angelegt werden, muss eine erneute bodenschutzrechtliche Bewertung des Standortes 

erfolgen. 

Sowohl der Gutachter als auch die untere Umweltschutzbehörde kommt zu der Bewertung, 
dass vom Wirkungspfad Boden-Grundwasser keine akute Gefahr ausgeht. Laut Gutachten 
kann lediglich in vereinzelten Bereichen eine Schadstoffverlagerung von PAK aus dem Boden 
und BTEX aus der Bodenluft in den grundwassererfüllten Bereich nicht ausgeschlossen werden. 
Eine Besorgnis für eine nachteilige Grundwasserveränderung besteht aktuell nicht, weil diese 
vereinzelten Bereiche weitgehend oberflächlich versiegelt sind, Eindringen von 
Niederschlagswasser entweder nicht erfolgt oder das Eindringen von Niederschlagswasser 
durch Risse in der Oberflächenversiegelung gering ausfällt. Zudem sind die Kontaminationen 
im oberen, ungesättigten Bereich vorhanden. Tiefere Bereiche (1-2 m Teufe), die oberhalb des 
Grundwasserschwankungsbereichs liegen, sind nicht kontaminiert. Des Weiteren würden 
bindige Zwischenschichten den vertikalen Wasser- und Schadstofftransport mindern. Final 
kann als weiteres Ausschlusskriterium für eine potenzielle Schadstoffverlagerung ins 
Grundwasser die geringe Auswaschbarkeit der Schadstoffe aus dem Mischproben-Eluat 
herangezogen werden. Hinweise auf bereits erfolgte Schadstoffverlagerungen ins 
Grundwasser (Wirkungspfad Boden-Grundwasser) liegen nicht vor. Allerdings stimmt die 
untere Umweltschutzbehörde mit dem Gutachter überein, dass vor einer zukünftigen 
gewerblichen Nutzung die beschädigten Oberflächen zu befestigen sind und die 
Grundstücksentwässerung zukünftig über zugelassene Abwasseranlagen erfolgen muss. 
Derartige Maßnahmen müssen in enger Abstimmung mit der für die bauplanungsrechtliche 
Beurteilung und baurechtliche Zulassung zuständigen Stadt Neuss erfolgen.  
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Gefährdungsabschätzung durch den Eintrag von belastetem Löschwasser in die 
Versickerungsmulden auf einem Nachbargrundstück im benachbarten 
Gewerbegebiet in Kaarst 

Die Betreiber der Mulden haben auf Aufforderung durch die untere Wasserbehörde eine 
qualifizierte Ingenieurgesellschaft mit Bodenuntersuchungen in den beiden 
Versickerungsmulden beauftragt. Die Untersuchungsergebnisse wurden der unteren 
Wasserbehörde Anfang Juli übermittelt. Zwar konnten im Sediment keine Belastungen durch 
PAK [mg/kg] beziehungsweise in zwei Bodenproben nur geringe PAK-Werte [mg/kg] 
nachgewiesen werden. Dies lässt die  Schlussfolgerung zu, dass durch die hohe Durchlässigkeit 
der Versickerungsmulden belastetes Löschwasser direkt in das oberflächennahe Grundwasser 
infiltriert ist, sodass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit durch PAK 
zu besorgen ist.  
 
Aufgrund der Besorgnis einer Grundwassergefährdung und der Nähe zur 
Wassergewinnungsanlage Broichhof ist ein Grundwassermonitoring notwendig. Da keine 
geeigneten Grundwassermessstellen (GWMS) vorhanden sind, sollen drei GWMS errichtet 
werden, um eine möglichst aussagekräftige Beurteilung des Grundwassers vorzunehmen zu 
können. Die untere Wasserbehörde prüft derzeit, wen sie ordnungsbehördlich zur 
Durchführung der für das Grundwassermonitoring erforderlichen Maßnahmen heranziehen 
kann.  
 
Anhaltspunkte für eine Gefährdung über den Wirkungspfad Boden–Mensch sind nicht 
ersichtlich. 

Sachstand zur Räumung der Brandflächen 
 
Nach Freigabe der Brandfläche durch Feuerwehr und Polizei wurde seitens der unteren 
Umweltschutzbehörde in Bezug auf die Entsorgung der Brandrückstände die Einschaltung 
eines Gutachters gefordert, der sowohl ein Räumungs- und Entsorgungskonzept erarbeiten 
als auch anschließend die Arbeiten begleiten sollte. Die Beauftragung eines Gutachters 
durch die Grundstückseigentümerinnen erfolgte dann auch zeitnah. Die Festlegung der 
Entsorgungswege der unterschiedlichen Brandrückstände erfolgte nach Vorlage der nötigen 
Abfallanalysen jeweils in Abstimmung mit der unteren Umweltschutzbehörde. Die 
Brandflächen sind mittlerweile weitestgehend von den Brandrückständen geräumt.  
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  02.11.2021 

53 - Gesundheitsamt 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 53/0903/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht zu Trinkwasserverunreinigungen nach dem Brand auf 
dem Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst 
 

Sachverhalt: 

 
Nach dem Brand auf dem Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst am 23.4.2021 ist es 
zu einer Versickerung von kontaminiertem Löschwasser in den Untergrund gekommen.  
Bei den beiden in der Nähe liegenden privaten Trinkwasserbrunnen wurden daraufhin 
vorsorglich ergänzende Trinkwasseruntersuchungen am 17.5.2021, 14.6.2021 und 2.8.2021 
durchgeführt. Eine Beeinträchtigung der Trinkwassergewinnungsanlagen wurde aufgrund 
deren Lage und Entfernung als unwahrscheinlich angesehen. Aus Gründen äußerster Vorsorge 
wurde vom Gesundheitsamt empfohlen, nur gekauftes Wasser aus Flaschen zum Trinken zu 
verwenden. Die jetzt vorliegenden Ergebnisse aller Trinkwasseruntersuchungen zeigten keine 
Auffälligkeiten, so dass das privat gewonnene Trinkwasser wieder uneingeschränkt benutzt 
werden kann. Die Empfehlung zur Nutzungseinschränkung wurde vom Gesundheitsamt 
aufgehoben. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  04.11.2021 

68 - Amt für Umweltschutz 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 68/0905/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Planungs-, Klimaschutz- und 
Umweltausschuss 

18.11.2021 öffentlich 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht Hohe Grundwasserstände 
 

Sachverhalt: 

Zuletzt wurde in der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses für Strukturwandel und Arbeit 
sowie des Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschusses am 16.09.2021 berichtet.  
Danach hat sich der Sachstand wie folgt entwickelt: 
 
Kappung der Grundwasserspitzen in Korschenbroich 
 
Seit dem 16.09.2021 wurden die Einschaltwerte an keiner für die Kappungsmaßnahmen 
maßgeblichen Steuerungsgrundwassermessstelle erreicht, so dass eine „Kappung von 
Grundwasserspitzen“ nicht erforderlich war. 
 
Fortführung der Grundwasserkappungsmaßnahmen 
 
Die untere Wasserbehörde beabsichtigt, die für die Fortführung der Kappungsmaßnahmen 
erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis bis zum 31.12.2031 zu erteilen. Derzeit findet ein 
Abstimmungsverfahren mit dem Erftverband statt.  
 
Kappung der Grundwasserspitzen in Dormagen-Gohr 
 
Der Sachstand zu den geplanten Maßnahmen in Gohr ist unverändert. 
 
Nordkanal 
 
Der Sachstand ist seit dem 16.09.2021 unverändert.          
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  28.10.2021 

Dezernat VI 

 

Sitzungsvorlage-Nr. VI/0896/XVII/2021 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

 
  

 
 
Tagesordnungspunkt: 

Energiebericht der kreiseigenen Gebäude 
 

Sachverhalt: 

 
Seit rund 1,5 Jahren sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Produktgruppe 65.2 
prioritär in der Corona-Bekämpfung eingesetzt und unterstützen das Gesundheitsamt. 
 
Bis Ende Oktober sind die Produktgruppenleitung und Stellvertretung auf Weisung der 
Behördenleitung in die Abrechnung und Kontrolle der über 200 kreisweiten Bürger-
Testzentren eingesetzt. Diese Aufgabe wird ab November vom Gesundheitsamt 
wahrgenommen. 
 
Damit kann jetzt leider erst mit der umfangreichen Erstellung des Energieberichtes begonnen 
werden. 
 
Die Verwaltung bittet um Verständnis und sagt zu, den überfälligen Energiebericht in der 
nächsten Sitzung des Ausschusses für Planung, Klimaschutz und Umwelt vorzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Ö  12.4Ö  12.4


	Sitzungsdokumente
	Einladung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Verpflichtung von sachkundigen Bürgerinnen und Bürgern als Mitglieder des Planungs-, Klimaschutz- und Umweltausschusses
	Vorlage  68/0889/XVII/2021

	TOP Ö  3 Bestellung eines Schriftführers sowie einer stellvertretenden Schriftführerin
	Vorlage  68/0890/XVII/2021

	TOP Ö  4 Kommunalpartnerschaft mit der Gemeinde Campohermoso in Kolumbien
	Vorlage  61/0898/XVII/2021

	TOP Ö  5 Vortrag von Herrn Dr. Cremer (Erftverband)  "Nitrat im Grundwasser im Rhein-Kreis Neuss - aktuelle Situation, Grundwassermessnetze, Düngeverordnung, Binnendifferenzierung "
	Vorlage  68/0907/XVII/2021

	TOP Ö  6 Vortrag von Herrn Timmer (Landwirtschaftskammer NRW) "Ausbringung von Wirtschaftsdünger, insbesondere von Gülle - rechtliche Vorgaben für Düngung und Überwachung - Was ist neu? Was hat sich bewährt?"
	Vorlage  68/0908/XVII/2021

	TOP Ö  7 Sachstandsbericht zu den Aktivitäten und Maßnahmen des Aktionsbündnisses für Insekten im Rhein-Kreis Neuss (ABI) mit Vortrag von Herrn Gerd Cremer (Käfer-Allee Gustorf/Gindorf e.V.) über Anlage und Entwicklung eines Blühstreifens
	Vorlage  68/0886/XVII/2021

	TOP Ö  8 Antrag der Kreistagsfraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 02.11.2021  - Sachstandsbericht Investitionen Klimaschutz
	Vorlage  68/0904/XVII/2021
	20211117_Antrag UmweltAS Sachstandsberichte Klimaschutz  68/0904/XVII/2021

	TOP Ö  8.1 Tischvorlage zum Antrag der Kreistagsfraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 02.11.2021 - Sachstandsbericht Investitionen Klimaschutz
	Tischvorlage  68/0927/XVII/2021
	Kopie von Wirtschaftlichkeitsberechnung Solarcarports-Parkplatz Halle BTI05.11.2021  68/0927/XVII/2021
	Leistungsbeschreibung -regionale Versorgung Mensen  68/0927/XVII/2021
	Sachstand PV-Anlagen; Ladeinfrastruktur - 09.11.2021-65_  68/0927/XVII/2021

	TOP Ö  9 Vortrag zum Thema "Neustrukturierung der Energieverwaltung in NRW und die damit verbundenen Auswirkungen auf den Rhein-Kreis Neuss"
	Vorlage  61/0897/XVII/2021
	210923_Austausch kommunaler Klimaschutz  61/0897/XVII/2021

	TOP Ö  10 Verkündung des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer Vorschriften
	Vorlage  68/0846/XVII/2021
	Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt pp  68/0846/XVII/2021

	TOP Ö  11 Abfallgebühren 2022
	Vorlage  68/0819/XVII/2021
	Anlage 1  68/0819/XVII/2021
	Anlage 2  68/0819/XVII/2021
	Anlage 3  68/0819/XVII/2021

	TOP Ö  12.1 Sachstandsbericht zum Brand auf dem Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst
	Vorlage  68/0917/XVII/2021

	TOP Ö  12.1.1 Tischvorlage zu dem Sachstandsbericht zum Brand auf dem Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst
	Tischvorlage  68/0936/XVII/2021

	TOP Ö  12.2 Sachstandsbericht zu Trinkwasserverunreinigungen nach dem Brand auf dem Schrottplatz an der Stadtgrenze Neuss/Kaarst
	Vorlage  53/0903/XVII/2021

	TOP Ö  12.3 Sachstandsbericht Hohe Grundwasserstände
	Vorlage  68/0905/XVII/2021

	TOP Ö  12.4 Energiebericht der kreiseigenen Gebäude
	Vorlage  VI/0896/XVII/2021



